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Editorial 


Wieder mußtet Ihr, geneigte Leserinnen 
und Leser, lange auf die neues „rand- 
schau‘ warten. Hier ist sie. Wir wollten 
gern den Bericht der USA Demo mit auf- 
nehmen. Im Dezember wäre er schon 
wieder so wenig aktuell gewesen. Auf 
den Bericht ‚unserer Korrsespondentin 
in den USA'' mußten wir unsererseits 
warten. 

Dies ist die „randschau'-Ausgabe mit 
den meisten Demo-Berichten über- 
haupt. ÖPNV-Demos in den USA und 
bei uns, zusätzlich die Demonstration 
der Contergan-Betroffenen zum ‚‚Drei- 


Bigjährigen‘‘. Leider sagt diese Häu- 
fung nur wenig über die aktuelle Power 
der Bewegung hierzulande. Die Vernet- 
zung der Organisationen klappt noch 
nicht so recht oder bringt nicht den er- 
wünschten Erfolg. Woran, glaubt Ihr, 
liegt's? 


Für die Fotos zu den Demonstrationen 
bedanken wir uns bei Theresia Dege- 
ner, AlfredKonhäuser und Andreas Me- 
yer, für die Illustrationen des Schwer- 
punktes bei Klaus Kleinbölting. 
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ACHTUNG! Fur jeden neu geworbenen Abonnen- 
ten gibts ab sofort eines der unten angegebenen Bü- 
cher als Geschenk! {Bitte Titel angeben) 


Briefe an die 
heile Welt 


Behinderte schreiben an (sogenarınte) 
Nichtbehinderte herausgegeben von 
Barbara Lister Nachwort von Ernst Klee 
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GRÜNER KoNGRES 


Vom 13. bis 15. November 1987 wird die 
grüne Bundestagsfraktion einen Kon- 
greß zu aktuellen Behindertenfragen 
durchführen. Im Einladungsfaltolatt 
heißt es „Selbstbestimmung Behinder- 
ter heute ist wie Handstand im Rollstuhl 
— ein echtes Kunststück. Die Diskrimi- 
nierung von behinderten Menschen ist 
alltägliche Realität. Viele Behinderte 
bemühen sich dennoch unddeshalb um 
ihre Emanzipation. DIEGRÜNEN unter- 
stützen diesen Prozeß... Vier aktuelle 
Themen sollen in drei Arbeitsgruppen 
intensiv bearbeitet werden. Dabei soll 
es gelingen, die jeweiligen Diskriminie- 
rungen aufzuzeigen und Überwin- 
dungsvorschläge zu formulieren: a) Dis- 
kriminierung im Bildungsbereich, b) Be- 
rufliche Benachteiligung, c) Gefahren 
durch Gentechnologie und d) Sterilisa- 
tion Behinderter. Übergreifend sollen 
Möglichkeiten und Grenzen eines Anti 
Diskriminierungs-Gesetzes für Behin- 
derte diskutiert werden.‘ 

Interessante internationale und natio- 
nale Referentinnen und Referenten und 
sechs grüne Bundestagsabgeordnete 
nehmen an dem Kongreß teil. Letztere 
werden am Sonntag ab 13.30 Uhr im 
großen Saal des Jugendgästehauses 
zu den aktuellen Problemen Behinder- 
ter Stellung nehmen. Siesollen auchbe- 
fragt werden, welche Positionen sie per- 
sönlich in der grünen Fraktion vertreten 
werden. 

Im gleichen Saal findet am Samstag 
abend, also am 14.11.1987, eine Kultur- 
Revue statt. Der international bekannte 
(behinderte) Saxophonist Klaus Kreuz- 
eder wirdin Begleitung von Willi Herzin- 
ger (Gitarre) auftreten. Dazu führen drei 
Theatergruppen der Behindertenbewe- 
gung jeweils 30 Minuten aus ihrem Pro- 
gramm auf. Das sind „Rolli-Joker'‘ aus 
Hannover, die „RaBe-Gruppe‘' aus 
Gummersbach und das Theater ‚‚No- 
vum“ aus Köln. Für diesen Abend kön- 
nen noch kostenlose Eintrittskarten an- 
gefordert werden, telefonisch unter 
02287/165405. Eintritt ohne Karte ist aus 
organisatorischen Gründen nicht mög- 
lich. 

Der Kongreß hat solch große Nachfrage 
erzeugt, daß nach der Vorankündigung 
in der letzten „randschau‘‘, den Einla- 
dungen der klassischen Organisatio- 
nen, derBewegungsinis und der grünen 
Kreisverbände die 120 verfügbaren 
Plätze schon bis auf ganz wenige verge- 
ben sind. Wer also noch dringend hin 
will, muß schon schneil sein. Zuro.g.Be- 
fragung der Mandatierten können aber 
noch viele kommen, auch ohne Voran- 
meldung. Auch zum 0.9. Kultur-Abend 
sind noch Karten zu haben. 


Hier die Daten. Tagungsort: Jugendgä- 
stehaus Köln-Riehl, An der Schanz 14, 
5000 Köln-Riehl. Zeit: 13.— 15.11.1987. 
Keine Tagungskosten, aber auch keine 
Reisekostenerstattung. Gebärdenspra- 
chendolmetscher sind dabei, 


Bundesländer erfüllen 
gesetzliche Auflagen nur 
unvollständig 


Da die meisten Bundesländer — 
außer Bremen — die Auflagen des 
Schwerbehinderten-Gesetzes nicht 
erfüllen, hat das Bundesarbeitsmi- 
nisterium die Bundesanstalt für Ar- 
beit angewiesen, die Arbeitgeber 
der öffentliche Hand stärker zu 
überwachen. 

Wie das Arbeitsministerium jetzt 
mitteilte, hat es Ende 1985 in den 
Ländern folgende Beschäftigungs- 
quote (in Prozent) von Schwerbe- 
hinderten gegeben: 


Baden- Württemberg 3,69 
Bayern 3,96 
Berlin 5,88 
Bremen 6,30 
Hamburg 5,47 
Hessen 4,10 
Niedersachsen 4,09 
Nordrhein-Westfalen 5,40 
Rheinland-Pfalz 3,93 
Saarland 5,88 
Schleswig-Holstein 4,15 


Vorgeschrieben ist jedoch, daß 
mindestens 6,0 Prozent der Be- 
schäftigten Behinderte sind. 
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SPD-Konferenz 


Im Gustav-Heinemann-Haus in Bonr 

hat die SPD jüngst eine Schwerbehin- 

dertenfachkonferenz durchgeführt. 

Passend zum Schwerpunktthema die- 

ser „randschau“' hat sie sich mit der Be- 

schäftigungssituation Behinderter be- 
faßt. Diese Konferenz hat folgende For- 
derungen formuliert: 

— Die Ausgleichsabgabe bei Verstö- 
Ben gegen die Beschäftigungspflicht 
muß drastisch angehoben werden, 
— Die Beratung und die Vermittlung- 
stätigkeit der Arbeitsverwaltung 
müssen endlich intensiviert, Vorur- 
teile bei Arbeitgebern abgebaut wer- 
den. — Die Hauptfürsorgestellen 
müssen in die Lage versetzt werden, 
die nachgehende Hilfe im Arbeitsle- 
ben zu intensivieren und die soziale 
Rehabilitation zu gewährleisten, 

— Die Rechtsstellung der Schwerbe- 
hindertenvertetung soll ausgebaut 
werden. — Bei Stellenausschreibun- 
gen sollen Schwerbehinderte mit 
dem Hinweis zur Bewerbung ermun- 
tertwerden, daß beigleicher Eignung 
Schwerbehinderte bevorzugt wer- 
den. — Die Folgen der Nichtbeset- 
zung der Pflichtplätze als Ördnungs- 
widrigkeit dürfen nicht weiter nur auf 
dem Papier stehen. — Die Werkstät- 
ten für Behinderte (WfB) sollen um 
30.000 Plätze erweitert, die Zahl der 
Wohnheimplätze soll um 40.000 er- 
höht werden. — Das Arbeitsentgelt 
für Schwerbehinderte in den WfB’s 
soll auf Leistungsniveau angehoben 
werden. Ihr Anspruch auf Urlaub und 
Mitbestimmung soll endlich geregelt 
werden. DieBeitragsreduzierung bei 
der Rentenversicherung soll zurück- 
genommen werden. 


ARBEIT bei den 
GRUNEN 


Nachdem die Bundestagsfraktion ein 
Behindertenreferat eingerichtet hat, 
und nachdem nun die Schwerbshinder- 
tenvertretung der Fraktionsmitarbeiten- 
den gewählt ist, kann dieEinstellungBe- 
hinderter in die Fraktion möglicherwei- 
se intensiviert werden. Immer wieder 
scheiden einzelne Fraktionsmitarbei- 
tende aus. Gäbe es eine Liste von Be- 
hinderten, die Interesse haben, in der 
Fraktion zu arbeiten, könnten diese 
frühzeitig informiert werden. Meldet 
Euch also beim Behindertenreferat der 
Fraktion DIE GRÜNEN im Bundestag, 
Bundeshaus, 5300 Bonn (02287 
165405). Interessant sind Behinderte 
mit gründlicher Ausbildung und mög- 
lichst mit Erfahrung in Büroorganisation 
einschließlich Fähigkeiten beim Ma- 
schinenschreiben, außerdern Behin- 
derte mit Hochschulabschluß in allen 
möglichen Fachrichtungen. 
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Gemeinsame Erziehung 
und Förderung Behin- 
derter und Nichtbehin- 
derter Kinder 


„Berufsbegleitende Fortbildung fürLei- 

terinnen und Leiter aus Einrichtungen 

für behinderte Kinder im Vorschulbe- 

reich‘ 

DasParitätischeBildungswerk Bundes- 

verband e.V. beginnt im Februar 1988 

mit einer bundesweiten, berufsbeglei- 

tenden Qualifizierungsmaßnahme für 

Leiterinnen und Leiter sowie deren 

Stellvertreter aus Einrichtungen für be- 

hinderte Kinder im Vorschulbereich — 

„Sondereinrichtungen‘' —, die im Rah- 

men der gemeinsamen Erziehung und 

Förderung schon tätig sind oder sich im 

Prozeß der Öffnung für nichtbehinderte 

Kinder befinden. 

Die berufsbegleitende Fortbildung be- 

ginntim Februar 1988 und umfaßtsechs 

5 1/2 tägige Seminarphasen die auf den 

Zeitraum von zwei Jahren verteilt sind. 

Die Schwerpunktthemen der Seminar- 

phasen sind: 

— Interaktionsprozesse 

— Rahmenbedingungen 

— Interaktionsfördernde Gruppenar- 
beit 

— ElternarbeifY Zusammenarbeit mitEEl- 
tern 

— Individuelle Förderung 

— Transfer therapeutischer Meihoden 

Die Informationsveranstaltung zur Fort- 

bildung findet vom 23.— 25.11.87 statt 

und wird durch Grundsatzreferate er- 

gänzt. 

Interessierte wenden sich bitte für wei- 

tere Informationen an das: 

Paritätische Bildungswerk Bundesver- 

band e.V. 

Heinrich-Hoffmann-Str.3 

6000 Frankfurt/M. 71 

Tel.: 069/6706282 


NEUHEIT 


WOLFGANG JANTZEN, Bremer Pro- 
fessor für Behindertenpädagogik, er- 
hält eine Gastprofessur in der DDR. 
Jantzen ist nach Angaben der Universi- 
tät Bremen der erste bundesdeutsche 
Wissenschaftler, der als Gastprofessor 
auf den internationalen Wilhelm- 
Wundt-Lehrstuhl der Karl-Marx Univer- 
sitätin Leipzig berufen wird, Jantzen will 
von Oktober 1987 bis Ende Februar 
1988 in Leipzig Lehrveranstaltungen für 
Psychologiestudenten abhalten und in 
der Forschung mitarbeiten. 
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Neues aus der 
Rechtsprechung 


1. Unentgeltliche Beförderung auch 
bei Anruf-Sammel-Taxen: 


Die Stadt Neuwied hatte auf einigen 
Linien ab 20 Uhr anstelle von Li- 
nienbussen einen sogenannten „Än- 
ruf-Sammel-Taxen“-Verkehr (AST) 
eingerichtet. Bei diesem Verfahren 
muß der Fahrgast bei der Taxizen- 
trale anrufen und das Taxi erscheint 
bei der angegebenen Bushaltestelle. 
Der Fahrpreis ist derselbe wie für 
die Busfahrt; die Stadt Neuwied 
verlangte jedoch einen Zuschlag 
von 1,50 bis 3,50 DM (gestaffelt 
nach Fahrzonen). Dafür wurde die 
Annehmlichkeit geboten, daß das 
Taxi den Fahrgast vor die Haustür 
brachte (allerdings nicht über ein 
bestimmtes Gebiet hinaus). 


Der Zuschlag wurde auch erhoben, 
als ein freifahrtberechtigter Blinder 
mit seiner Begleitung sich von Hal- 
testelle zu Haltestelle — also nicht 
bis zur Haustür — bringen hieß. 
Hierin sah der Blinde einen Verstoß 
gegen $ 59 Schwerbehindertenge- 
setz, der Blinde und ihren Beglei- 
tern die unentgeltliche Beförderung 
im Nahverkehr gewährt. 


Sowohl das Amtsgericht Neuwied 
als auch das in 2. Instanz angerufe- 
ne Landgericht Koblenz gaben dem 
Blinden Recht: Der AST-Verkehr 
sei dem Linienverkehr im Sinne des 
Personenbeförderungsgesetzes zu- 
zuordnen, Aber selbst, wenn man 
diese Zuordnung nicht vornehmen 
wolle, müsse man $ 59 SchwbG 
sinngemäß so auslegen, daß die Re- 
gelung auch für den AST-Verkehr 
gelte. Der geforderte Zuschlag sei 
ferner nicht vergleichbar mit dem 
D-Zug-Zuschlag, den auch die frei- 
fahrtberechtigten Behinderten im 
Nahverkehr der Bundesbahn zahlen 
müssen, weil beim AST-Verkehr 
keine Wahl zwischen zuschlagsfrei- 
em und zuschlagspflichtigem Ver- 
kehr bestehe, 


Das Argument, die Stadt könne, 
wenn sie wolle, die öffentliche Per- 
sonenbeförderung in den Abend- 
stunden ja auch einfach einstellen, 
erkannte das Landgericht nicht an 
und verwies auf den Gesichtspunkt 
der Daseinsvorsorge, zu der die 


Stadı verpflichtet sei. Ebenso lehnte 
es das Argument ab, der Blinde 
könne ja sein Blindengeld für die 
Taxikosten einsetzen. Auf die Ver- 
wendbarkeit des Blindengeldes, so 
das Landgericht, komme es nicht 
an. 

AG Neuwied Urteil v. 10. 10. 1986 
— 19 C 845/86 

LG Koblenz Urteil v, 23. 7. 1987 — 
35441/86 
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Mit den Behinderten tun sich alle Ver- 
kehrsunternehmen schwer. Ob Bahn, 
Bus oder Flugzeug — das behinderten- 
gerechte Angebot ist, wenn überhaupt 
vorhanden, zumeist mager. Im Flug- 
zeug ist die bevorzugte Unterbringung 
in der ersten Reihe ein ebenso freundli- 
cher wie unzulänglicher Akt. Die Lang- 
streckenreise bleibt dem Schwerbehin- 
derten fast immer verwehrt. 

Der Grund: Der Zugang zu den sanitä- 
ren Einrichtungen ist ihm in der Regel 
unmöglich, insbesondere im Flugzeug. 
Die engen Toilsttenkabäuschen mit Tü- 
ren, die schon den etwas beleibteren 
Wohlstandsbürger zu höchst eigenarti- 
gen Bewegungsformen zwingen, sind 
per Rollstuhl— aber auchmitdengängi- 
gen Gehhilfen — schier unerreichbar. 
Daß esandersgeht, zeigt der Fluglinien- 
Neuling ‚Emirates‘ ausdemfernen Du- 
bai, Zudem Komfortprogramm, mitdem 
er seinen Flügen Attraktivität verleihen 
will, zählt die rollstuhlgerechte Toilette, 
Traurig genug, daß mansich damit noch 
werbewirksam profilieren kann! 

Aus: Die Welt 
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ERFASSUNG, MENSCHEN- 
VERSUCHE UND ‚„EUTHA- 
NASIE‘‘ 


Wissenschaftlicher Fortschritt und 
ärztliche Ethik 


Termin: 31.10.11.11.1987 

Ort: Gynäkologie — Hörsaal des UKE 
Martinistraße 52 

2000 Hamburg 20 

Referate aus dem Tagungsprogramm: 
Gerhard Baader: Menschenversuche 
undmedizinischeEthik, ein historischer 
Abriß, 


Sabine Schleisrmacher: Vernichtung 
durch Forschung: die Stiftung „‚Ahne- 
nerbe‘ der SS. 

Lilli Segal: Wissenschaft oder Mord? 
Friedrich Hansen: Rezeption der Nürn- 
berger Prozesse durch die Ärzteschaft 
im Westen. 

Udo Sierck: Behinderte Menschen als 
Objekte der Sterbehilfe-Diskussion. 
Ludger Weß: „Biosthik‘‘ — eins neue 
Ethik für das goldene Zeitalter der Gen- 
technik? 

LudgerWaß: DerGriffnachderBevölke- 
rung, Humangenetik und Bevölke- 
rungspolitik.' 

Michael Bentfeld: Erfassungsprogram- 
me in der raproduktiven Medizin, 
Anmeldung erbeten, 

Nähere Informationen bei: 

Verein zur Erforschung der nationalso- 
zialistischen Gesundheits- und Sozial- 
politik e.V. 

Universitäts-Krankenhaus Eppendorf 
Martinistr,52 

2000 Hamburg 20 


Voraus-schau 


Der Ambulante Dienste e.V. in Berlin 
plant für Mitte Januar 1988 eine Veran- 
staltung zum Thema „Euthanasie und 
Sterbehilfe‘ 

ZurEmpörungbesonders der Behinder- 
teninitiativen wurde auf dem Gesund- 
heitstag 1987 in Kassel Herr Julius 
Hackethal mit zwei Veranstaltungen 
zum Thema Sterbehilfe als sin publi- 
kumswirksamer Höhepunkt im Pro- 
gramm aufgenommen. Da der Protest 
dagegen bei den Veranstaltern keine 
Wirkung hatte, riefen die Krüppel- und 
Behinderteninitiativen zum Boykott des 
Gesundhseitstages auf, was den Erfolg 
hatte, daß alle Veranstaltungen zu den 
Bereichen Sterbehilfe und Euthanasie 
abgesagt wurden. Erst dieser Boykott 


führte dazu, daß Hackethalvon den Ver- 
anstaltern des Gesundheitstages wie- 
der ausgeladen wurde. 

Die Tatsache;- daß sine solche Veran- 
staltung überhaupt in das Programm - 
und das an exponierter Stelle — aufge- 
nommen wurde, sowie die Betröffen- 
heit, die die als Gegenveranstaltung 
stattgefundene Podiumsdiskussion 
auslöste, zeigte, wie überfällig und drin- 
gend notwendig eine Diskussion in der 
breiten Öffentlichkeit und vor allem in 
der sogenannten Linken ist. 

Deshalb planen wir Mitte Januar 1988 
eine Veranstaltungzum Thema „Eutha- 
nasie und Sterbehilfe‘‘, um die auf den 
Gesundheitstagen begonnene Diskus- 
sion fortzusetzen. 

Die zentralen Thesen dieser Veranstal- 
tung sind: 

— Die Diskussion um die Legalisierung 
von Sterbehilfe ist nur auf der Grundla- 
ge der historischen Erfahrung der Eu- 
thanasie und ihren propagandistischen 
und ideologischen Vorbersitung mög- 
lich, 

— Argumente und Argumentsstruktu- 
ren der Befürworter einer Legalisierung 
von Sterbehilfe weisen eine Kontinuität 
seit Beginn dieses Jahrhunderts auf, 

— DieKontinuitätzeigtsichin der Auftei- 
lung der Menschen in „lebenswerte 
und lebensunwerte‘‘, die im Faschis- 
mus die Voraussetzung fürden Massen- 
mord an Frauen, Männern undKindern, 
die behindert, krank, alt oder In- 
sass(inn)en der Psychiatrie waren, war. 
— Konkrete Auswirkungen hat diese 
Einteilung der Menschen heute u.a. bei 
der öffentlich geführten Diskussion 
über Kosten und Nutzen bei z.B. den 
Krankenkassen im Zusammenhang mit 
AIDS-infizierten, kranken und alten 
Menschen, humangenetischen Bera- 
tungstellen, bei der Frage Heimunter- 
bringung oder Ambulante Versor- 
gung?, usw. ‚ 


Ingenieurgemeinschaft für Elektronik 
Elektronische Hilfsmittel 


für Behinderte 


Hastedter Osterdeich 222 


2800 Bremen 1 


Telefon: 0421/41 3373 


Wir entwickeln und fertigen: 

- elektronische Schreibsysteme 
- Kommunikationshilfen 

- Sondertastaturen 
- Großschriftanzeigen 

- spezielle Einzelanfertigungen 
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— Katastrophenmedizin — Einplanung 
der Vernichtungvon behinderten, alten, 
chronisch Kranken und psychisch kran- 
ken Menschen im Kriegs- und Katastro- 
phenfall? 

Gerade in der „Szene'' wird Sterbehilfe 
nur unter dem Aspekt der Unmensch- 
lichkeit der Apparatemedizin diskutiert, 
ohne die gesellschaftlichen und histori- 
schen Zusammenhänge in die Beurtei- 
lung mit einzubeziehen. So kam es, daß 
Hackethalals fortschrittlicher Kritiker‘ 
zu dem Gesundheitstag eingeladen 
wurde. 

Durch die Unkenntnis der Lebenssitua- 
tion von schwerstbehinderten Men- 
schen, die u.a. damit zusammenhängt, 
daß Behinderte im Alltag nicht miterlebt 
werden, wird Behinderung oft nur mit 
Qual undLeid verbunden. Dies führt bis 
zu den extremsten Vorstellungen von 
„dahinvegetierenden Lebewesen''. 
Der verzweifelte Wunsch zu sterben von 
Unfallopfern und schwerkranken Men- 
schen hängt in den meisten Fällen mit 
der gesellschaftlichen Ausgrenzung, 
der erlebten Fremdbestimmung, der 
Reaktion des sozialen Umfelds und das 
Unwissen über Perspektiven zusam- 
men. 

Statt in dieser Situatuin über ein Recht 
auf den sigenen Tod und Sterbehilfe zu 
diskutieren, ist es notwendig, grund- 
sätzlich gesellschaftliche Veränderun- 
gen anzustreben, so daß ein selbstbe- 
stimmtes Leben für alle Menschen Rea- 
lität wird. 

Mit dieser Vorankündigung bitten die 
Veranstalter alle Interessierten, sich ak- 
tiv an der Vorbereitung zu beieiligen. 
Ort und Termin der Veranstaltung ste- 
hen noch nicht fest. 

Kontaktadresse: 

Ambulante Dienste e.V. 
Gneisenaustr.2 

1000 Berlin 61 

Tel.: 0930/6937031 


KLEINANZEIGEN 


Handgas und Handbremse für VW 
Golf zu verkaufen (250 DM). 

Wilhelm Felten, Tilsiter Str.11, 5000 
Köln 90. 


Projekt im Dorf sucht nette Leute. Wir 
machen bisher Bio—Gartenbau, We- 
benund Spinnen. Wirhaben noch vie- 
le Möglichkeiten In Haus, Stall, 
Scheune, Acker und Wiese. 

Projekt Gemeinsames Leben von Be- 
hinderten und Nichtbehinderten, 
Hauptstr.11, 6571 Bergen, Tel.: 
06752/5722 5 


Lothar Sandfort 


Arbeitslosigkeit — oder genauer Er- 
werbsiosigkeit — gehört zu den großen 
politischen Schweinereien in diesem 
Land. Behinderte Menschen sind be- 
sonders häufig davon betroffen. Die offi- 
ziellen Zahlen sprechen von 13% ar- 
beitslosen Schwerbehinderten. Rech- 
nen wir aber die Mitarbeitenden in den 
Werkstätten für Behinderte dazu, die ja 
auch — obwohl arbeitend— erwerbslos 
sind, und die, die zuhause oder in Ta- 
gesstätten rumsitzen, dann ist die Zahl 
wohl doppeltso hoch. Etwa 250.000 Bs- 
hinderte könnten wirtschaftlich verwert- 
bare Arbeit leisten, erhalten aberkeinen 
Zugang zu Erwerbsarbeit. 

Diejenigen, die als „‚nichtvermittelbar“ 
gelten, nahmen oft selbst diese schwer- 
wiegende Aktennotiz wie eine Persön- 
lichkeitseigenschaft an. Doch sind es 
die Bedingungen des Arbeitsmarktes, 
die Behinderte stärker noch treffen als 
Nichtbehinderte, 


Die Gesetzgeber wissen das, sie haben 
umfangreiche Maßnahmen getroffen, 
um die Aussonderung Behinderter aus 
dem Arbeitsleben nicht ausufern zu las- 
sen. Das Schwerbehindertengesetz, 
das Arbeilsförderungsgesetz, selbst 
das Bundessozialhilfegesetz fördern 
die berufliche Eingliederung in erhebli- 
chen Maße. Arbeitgeber nutzen das. 
Jede zweite Vermittlung geschieht mit 
finanzieller Förderung. 

- Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ge- 
hören dazu. Mit Ende der Förderung en- 
det dann auch zumeist das Beschäfti- 
gungsverhältnis. So wichtig ABM'’s heu- 
te sind, sie lösen die Probleme nicht an- 
gemessen. 
Als massivste Maßnahme war wohl ins 
Schwerbshindertengesetz die Beschäf- 
tigungspflicht geschrieben worden und 
die Ausgleichsabgabe bei Nichterfül- 
lung. Der Ansatz war gut, die Sanktio- 
nen waren zu kraftlos. Mit nur 150 Deut- 
schen Mark pro nichtbesetzen Pflicht- 
platz kann der Arbeitgeber sich freikau- 
fen, Diese Beträge kann er dann noch 
von der Steuer absetzen. Einigeöffentli- 
che Haushalte etwa haben inzwischen 
eine foste Haushaltsstelle für die Abga- 
ben.DaswirdsovonJahrzuJahrfortge- 
schrieben. 
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für rehabilitierte 
Fensterputzer 


Seit 1982 verzeichnet die Bundesan- 
stalt für Arbeit einen kontinuierlichen 
Rückgang bei der Besetzung der 
Pflichtpiätze: 5,9%, 5,7%, 5,3%, 5,0%. 
Die Arbeitsgemeinschaft der Deut- 
schen Hauptfürsorgestellen rechnetmit 
weiteren Verschlechterungen. Der 
Rückgang bei der Besetzung der 
Pflichtplätze beitrug von 1982 bis 1985 
55.300 Personen (7%), Die Zahl der Be- 
hinderten, die über die Pflichtquote hin- 
aus eingestellt waren, nahm jedoch 
noch wesentlich stärker ab: 90.300 oder 
42,4%. 

Die Zahlen machen deutlich, die Be- 
schäftigungspflicht hat Schlimmeres 
verhindert, doch sie ist nicht hoch ge- 
nug. 75% der beschäftigungsvarpflich- 
teten Arbeitgeber erfüllen die Pflicht- 
quote von 6 % nicht, 41.600 dieser Ar- 
beitgeber, also 33,3 % haben keinen 
einzigen Behinderten eingestellt. 
Vielepolitische Kräfte forderneine dra- 
stische Anhebung der Ausgleichsabga- 
be. Die weitgehenste Forderung sieht 
die Abgabe in der Höhe eines Durch- 
schnitteinkommens. Arbeitgeber müß- 
ten dann den Arbeitsplatz bezahlen, ob 
sie ihn besetzen oder nicht. Das würde 
sicher die Einstellungsbereitschaft er- 
höhen. ZwangistindiesemFalleabersi- 
cher nur der zweıtbeste Weg, besser 
sind Maßnahmen zur Beseitigung von 
Einstellungsbarrieren. 


Obwohl die Bundesregierung auf eine 
kleine Anfrage der SPD im September 
erklärte, die Zahl der Vermittiungen sei 
„in diesem Jahr um mehr als 11 vom 
Hundert höher als im Jahresdurch- 
schnittdes Vorjahres‘, müssennioueIn- 
itiativen entwickelt werden. Besonders 
ältere Behinderte und die sogenannten 
„hichtvermittelbaren‘' brauchen neue 
Vermittlungsformen. 


Von allen arbeitslosen Schwerbehin- 
derten sind 68 % älter als 45 Jahre. 
Aufgeschlüsselt: 45 bis 50 Jahre 13% 
50 bis55 Jahre 18% 

55 bis 60 Jahre 32% 

über 60 Jahre5% 

Während bei aller neuen Arbeitslosen 
17% älter als 45 sind, sind das bei den 
Behinderten 50% der Zugänge. 


Aber auch junge Behinderte, die Son- 
derschul-Abgänger haben Probleme. 
Der ‚Verband Deutscher Sonderschu- 
len“ siehtnur 10% der Jugendlichen am 
Ende der Sonder-Schulzeit in der Lage, 
ohne weitere Hille die Regel Berufs- 
schule zu besuchen. Selbstverständ- 
lich sieht er die Sonderschulen selbst 
dafür nicht als Ursache an. Im Gegen- 
teil, er fordert neue Sonder Ausbildun- 
gen: Lehrgänge zur Verbesserung der 
Eingliederungsfähigkeit. Etwa 5.500 
Behinderte stecken derzeit in solchen 
Maßnahmen, für weitere 5.000 seien 
solche Lehrgänge nötig. Am Ende die- 
ser Zusatzausbildung sollten die lei- 
stungsfähigen Behinderten mittels ei- 
nes „Beschäftigungsausweis'' atte- 
stisrt bekommen, daß sie eingegliedert 
werden können, 


Bei allen Zuwendungen deröffentlichen 
Hand an Institutionen, an Betriebe, an 
Behörden usw. soll dann der Handel 
stattfinden: „Finanzielle Mittel gegen 
Einstellung von Behinderten“. Bei j& 
dem Abkommen soll die angemessene 
Zahl der einzustellenden behinderten 
Jugendlichen mit Beschäftigungsaus- 
weis festgelegt werden, Ein diskus- 
sionswürdiger Ansatz zumindest. Die 
heutige Situation wird nämlich immer 
unerträglicher. 


Die „nichtvermittelbaren‘ Behinderten 
werden vermehrt mit einem WIB-Platz 
abgaspeist: 84.000 arbeiten inmehr als 
350 Werkstätten für Behinderte (WB). 
Sie haben keine Arbeitnehmerrechte, 
keine tarifliche Entlohnung und nur ein- 
geschränkte Sozialversicherungen. 
Obwohl dieser Zustand sich locker zu 
dan Menschenrechtsverletzungen zäh- 
len läßt, ist der Widerstand gegen diese 
Einrichtungen gering. Im Gegenteil, das 
System wird ausgebaut. Auch psy- 
chisch Behinderte und Lernbehinderte 
werden vermehrt in diese Werkstätten 
ausgesöndert. 


„dierandschau' istjaerstkürzlich tiefer 
in diesen Skandal eingestiegen. In die- 
ser Ausgabe gibt es zu den arbeitsrecht- 
lichen Widersprüchen einen Abriß von 
Andreas Jürgens (sishe Kasten). 

Als Alternative zu den WiBs sind kleine 
Selbsthilfe-Projekte entstanden, wie die 
Repro 68 in Köln oder die Handweberei 
des Ce Bes eF Tübingen. Diese Initiati- 
ven sind jedoch wohl nur Alternativen 
fürdiewenigen beteiligten Behinderten. 
Etwas für unsere Verhältnisse ganz 
Neues entwickelt sich erst langsam, be- 
rechtigt aber zu Optimismus: 

„Die unterstützten Beschäftigungsver- 
hältnisse‘, 


NUR PFLICHTEN UND 
KEINE RECHTE 


Nach immer noch überwiegender An- 
sicht in der arbeitsgerichtlichen Recht- 
sprechung sind die Mitarbeiter in Werk- 
stätten für Behinderte (WfB) nicht alsAr- 
beitnahmer anzusehen und die arbeits- 
rechtlichen Schutzgesetze finden da- 
her auf sie keine Anwendung. Begrün- 
det wird dies vor allem mit dern ‚‚Rehabi- 
litationsauftrag‘‘ der Werkstätten. Die 
Arbeit der Behinderten diene dabei 
nichtdemBroterwerb, sondern ihrer Re- 
habilitation und der Ermöglichungeiner 
sinnvollen Beschäftigung. 

Dabei liegen alle wesentlichen Merkma- 
le eines Arbeitsvertrages auch bei den 
behinderten Werkstatt-Arbeitern vor. 
Durch einen Vertrag zwischen Werk- 
statt und Behindertem ist dieser u.a. zur 
Leistung von Arbeit verpflichtet. Diese 
dient auch wirtschaftlichen Zwecken. 
Nach $ 52 Abs.3 des Schwerbehinder- 
tengesstzes ist Voraussatzung für die 
Aufnahme in eins WfB die Fähigkeit, ein 
Mindestmaß wirtschaftlich verwertbarer 
Arbeitsleistung zu erbringen. Diese Ar- 
beit ist auch abhängige Arbeit in dem 
Sinne, daß der Behinderte dem Auf- 
- sichtspersonal der Werkstatt weisungs- 
gebunden ist, seine Arbeitszeit nichtfrei 
einteilen kann und die Arbeit zu verrich- 
ten hat, die ihm aufgetragen wird. Diese 
Arbeitspflicht besteht in jeder Werkstatt 
— dennoch sollen die Behinderten kei- 
ne Arbeitnehmer sein. 

Schlisßlich istin der Werkstättenverord- 
nung auch vorgesehen, daß sich das 
Entgeit für die Arbeit aus einem Grund- 
betrag und einem leistungsorientierten 
Steigerungsbetrag zusammensetzi. 
Auch das Entgeld ist daher direkt an die 
Leistung von Arbeit gekoppelt. Somit 
besteht in aller Regel ein Vertrag, nach 
dem der Behinderte verpflichtet ist, ab- 
hängige Arbeit zu leisten, und hierfür ei- 


Besonders für die angeblich nicht ver- 
mittelbaren Behinderten ist damit Land 
in Sicht, 

In Berlin gibt es seit einiger Zeit das Be- 
ratungszentrum „frage-zeichen'‘. Die 
Mitarbeitenden wollen im Rahmen all- 
gemeiner Beratung die Vermittlung von 
Arbeit leisten und die Beschäftigungs- 
verhältnisse unterstützen, 

Auszug aus dem Konzept: ‚Die Bera- 
tungsstelie soll zwei Aufgaben dienen: 
I. Mit der Beratungsstelle soll einem vor- 
handenen Bedarf nach einer auf ganz- 
heitliche Betreuung auf dem Gebiet der 
beruflichen und sozialen Integration für 
jugendliche und erwachsene Behinder- 


nen Anspruch aut Entgelt erhält. Dies 
sind genau die Merkmale eines Arbeits- 
vertrages. 

Sicherlich gibt es einige Besonderhei- 
ten, nachdenensichdie Arbeitsplätze in 
den Werkstätten von denen auf dem all- 
gemeinen Arbeitsmarkt unterscheiden, 
So z.B. die geforderte Qualifikation des 
Werkstattpersonals und die begleiten- 
den Dienste. Dieser Betreuungsauf- 
wand läßtsich aus dem Arbeitsergebnis 
nicht finanzieren. Aber hierfür erhält die 
Werkstatt von jedem einzelnen Behin- 
dertenbzw. vondessenKostenträgerei- 
nen bestimmten Pflegesatz. Hieraus 
werden die begleitenden Dienste finan- 
ziert, mit der Arbeitsleistung hat dies 
nichtszutun. Jedenfalls darfesnichtals 
Begründung dafür herangezogen wer- 
den, daß die Behinderten keine Arbeit- 
nehmer sind. 

Wennes ums Arbeitsrechtgeht, werden 
die Behinderten aus dem Kreis der Ar- 
beitnehmer ausgeschieden. Wenn sie’ 
sich allardings zu ihrem Vorteil hierauf 
berufen wollen, werden sie flugs wieder 
zu Arbeitnehmern gemacht. Nach dem 
Gesetz über die Sozialversicherung der 
Behinderten in Werkstätten werden für 
jeden Werkstatt-Arbeitnehmer Kran- 
ken- und Rentenversicherung nach ei- 
nem bestimmten fiktiven Arbeitsein- 
kommen gezahlt. Nun dachte sich ein 
Werkstatt Mitarbeiter, daß sich dann ja 
auch das Krankengeld danach richten 
müsse. Dieses wird bei Versicherten, 
die nicht Arbeitnehmer sind {l), nach 
dem Betrag berechnet, der auch der 
Beitragszahlung zugrundeliegt ( $ 182 
Abs.6 Reichsversicherungsordnung) — 
das müßte dann hier das fiktive Einkom- 
men sein. Nach der Entscheidung des 
Bundessozialgerichts ist aber diese f 
Vorschritt auf Werkstatt-Mitarbeiter 
nicht anzuwenden, das Krankengeld er- 
rechnet sich nach dem tatsächlichen 
Einkommen, Plötzlich sind die Behin- 
derten — zu ihrem Nachteil — wieder 
den Arbeitnehmern gleichgestellt. 
Merke: Mitarbeiter in einer WfB haben 
Pflichten, aber keine Rechte! 


Schwerpunkt-Thema - die randschau 


te entsprochen werden. Die Beratungs- 
stelle versteht sich damit als eine not- 
wendige Ergänzung der vorhandenen 
einzelnen Beratungsangebote u.a. mit 
dem Ziel für den einzelnen Ratsuchen- 
den sine kontinuierliche Betreuung zu 
ermöglichen, vorhandene Rehabilita- 
tionsangebote und Hilfen zu koordinie- 
ren und neue Quellen zu erschließen. 
Il. Die Beratungsstelle soll nach Be- 
schäftigungsmöglichkeiten auf demall- 
gemeinen Arbeitsmarkt für Geistig- und 
Mehrfach-Behinderte suchen, und die- 
se sowie Arbeitgeber undMitarbeiter/in- 
nen begleitend beraten. Es bedarf einer 
gezielten Suche nach ‚normalen‘ Be- 
schäftigungsmöglichkeiten, gegeben- 
falls zu besonderen, individual! abge- 
stimmten Bedingungen wie es zum Teil 
für psychisch Behinderte schon prakti- 
ziert wird.“ 


r£habilitierke 
Hofnanren / 


Bei der beruflichen Unterstützung kon- 
zipierten die Mitarbeitenden: 
„Vorgehensweise der Beratungsstelle 
Hi Ermittlung von geeigneten 
Arbeitsplatz— bzw. Ausbildungsange- 
boten 

Mit dem/der Ratsuchenden werden 
ausführliche Gespräche geführt, um 
Wünsche, Eignungen und Vorkenntnis- 
se zu erfahren. Hierbei wird ein Plan ab- 
gesprochen, nach dem die Baratungs- 
stelle ihre Unterstüzung anbietet. Der 
Behinderte soll bei seiner Entschei- 
dungsfindung, z.B. bei der Berufswahl, 
unterstützt werden. Dieskanndurch die 
Begleitung zur Berufsberatung oder 
zum Vorstellungsgespräch sein. 

Dem Ratsuchenden werden aber auch 
Hilfestellungen in Form von ‚Dienstlei- 
stungen‘ (z.B. Kontaktaufnahme mit 
dem zuständigen Berufsberater) ange- 
boten, bzw. auf Wunsch des Klienten 
durchgeführt. Der Behinderte kann in 
der Beratungsstelle seine Vorstellun- 
gen über eine Beschäftigung darlegen 
und diese wird versuchen, den passen- 
den Arbeitsplatz zu finden, 


die randschau - Schwerpunkt-Thema 


Parallel zu der begieitenden Beratung 
und Betreuung werden deshalb Kontak- 
te zu potentiellen Arbeitgebern aufge- 
baut. Durch intensive Gespräche mit 
Einzelnen der Arbeitgeber sollen Vorur- 
teilsbarrieren und damit sinhergehende 
Fehleinschätzungen über Persönlich- 
keitsprofile und Leistungsfähigkeit be- 
hinderter Jugendlicher und Erwachse- 
ner abgebaut werden. 

Dazu gehört die Information der Arbeit- 
geber (Personalleitung, Firmenchef), 
aber auch der Mitarbeitervertretung 
(Betriebsrat, Vertrauensfraufmann 
usw.) über die Belastungsgrenzen ein- 
erseits, andererseits über die besonde- 
ren Fähigkeiten und Stärken des neu- 
einzustellenden behinderten Mitarbei- 
ters, eventuell die gemeinsame Bera- 
tung über einen geeigneten Arbeils- 
platz. 
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für Tennis - Schiedsrichler 


Zu diesem Schwerpunkt der Beratungs- 
tätigkeit gehört selbstverständlich auch 
die Beratung des potentiellen Arbeitge- 
bers über finanzielig Förderungsmög- 
lichkeiten. Die Beratungsstelle willneus 
Möglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt 
ausmachen und konkrete Alternativen 
zur Unterbringung in tradierten Behin- 
derteneinrichtungen bereitstellen.‘ 

Das liest sich alles etwas gestelzt, weil 
die übliche Konzeptsprache eingehal- 
ten wird. Anders ausgedrückt: Sind die 
Arbeitsplatzsuchenden sich sicher dar- 
über, was sie wollen und anbieten kön- 
nen, sind einstellungsbereite Arbeitge- 
ber gefunden, sind Förderungen ge- 
nannt, beantragt, bewilligt, sind die zu- 
künftigen Arbeitskolleginnen und-kolle- 


E 
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gen für die Einstellung gewonnen, und 
ist der Arbeitsplatz eingerichtet, dann 
kann der betroffene Behinderte die Ar- 
beit aufnehmen. 

Diejenigen, die dabei Unterstützung 
brauchen, sollen sie bekommen. Eine 
entsprechend ausgesbildele Person, 
nennen wir sie Ärbeitstrainer, begleitet 
den nunfrisch gebackenen behinderten 
Arbeitnehmer zur Arbeit. Sie zeigt ihm, 
wie er die anfallenden Aufgaben mit sei- 
nen Mitteln am besten bewältigen kann, 
hilft bei der Kontaktaufnahme mit den 
Mitarbeitenden, sorgt für die „Fein- 
Einstellung‘ der Arbeitsplatzeinrich- 
tung und so weiter. Der Arbeitstrainer 
wird sich je nach Abnahme der Proble- 
me zurückziehen. DasZiel ist, daßernur 
noch ab und zu mal „vorbeischaut‘‘, ob 
denn soalles läuft. Treten irgendwelche 
Probleme auf, soll er das mitkriegen, 
sollAnsprechpartner für alle Beteiligten 
bleiben. Im Idealfall ist er bei akuten Kri- 
sen sofort da. 

Erste Erfahrungen wurden in den USA 
schon gemacht. Mit Unterstützung des 
Erziehungsministeriums wurde das 
„Employment Retention Program‘ 
durchgeführt. Eserzielte eineErfolgsra- 
tevon80 %, also80 Prozent derbeteilig- 
ten Schwer- und Nichtvermittelbaren 
haben einen Dauerarbeitsplatz gefun- 
den. Besonders in Schnellimbißläden 
und in Krankenhäuser konnte vermittelt 
werden, für die Essensherstellung und 
für Wartungsarbeiten. 

Ein Auszug aus einem Arbeitsbericht 
soll die Theorie konkretisieren: „Eari ist 
autistisch und hatte zehn Monate erfolg- 
reich als Küchenhelfer in einem Pflege- 
heim gearbeitet. Er lernte Geschirrspü- 
len und ähnliches ohne große Schwie- 
rigkeiten. Ein Großteil dieses Erfolgs 
war Earl’s Berufsausbildung in Küchen 
während seiner High-School-Zeit zuzu- 
schreiben. Immer wieder während sei- 
ner zehnmonatigen Beschäftigungszeit 
hatte Earl jedoch gelegentlich Ausbrü- 
che, wobei er mit der Faust auf Tische 
schlug und dabei gellende Schreie aus- 
stieß. Der Förderbeschäftigungsausbil- 
der (welch ein Wort, dr) hatte ein erfol- 
greiches Verhaltenstrainingspro- 
gramm entwickelt: Wenn Earl die ge- 
nannten Anfälle bekam, mußte er auf ei- 
nem Stuhl inder Ecke des gleichen Rau- 
messitzen, bis er fünf Minuten lang kein 
störendes Verhalten mehr zeigte. Mit 
diesem „verordneten Entspannungs- 
programm’ konnten die Anfälle auf et- 
wa zweimal monatlich reduziert wer- 
den. Wichtig war dabei, daß Earl bei sei- 
nen Anfällen in der Ecke saß. So konnte 
inder Regeleiner EskalationseinesVer- 
haltens dahingehend, daß ar aufGegen- 
stände einschlug, vorgebeugt werden. 
DemAusbildergelangesauch, dasVer- 
haltstrainingsprogramm einem maß- 
geblichen Kollegen Zu vermitteln. Es 


gab also eine erfolgreiche Übertragung 
eines Reizkontrollsystems....‘‘ ..und ei- 
ne erfolgreiche Vermittlung in einem si- 
cherüberdurchschnittlich problembela- 
steten Falle. 

Nicht immer jedoch gelang die Vermitt- 
lung. In einem Falle wechselten die Mit- 
arbeiter so häufig, daß sich eine positive 
Einstellung und die gelegentliche Un- 
terstützung dem Behinderter gegen- 
über nicht halten ließ. 

Die Berliner Beratungsstelle, ‚fragezei- 
chen‘'kann über solche weitreichende 
Eingtiederungs-Erfahrungen noch nicht 
berichten. Sie haben allerdings schon 
gemerkt, daß die Umsetzung dieser Lö- 
sungsmöglichkeit sehr schwer werden 
wird. 

Die Arbeitsvermittiungswege sind seit 
Jahren eingefahren und inzwischen 
sehr steif, Der bürokratische Apparat ist 
allem verschlossen, was bedeutende 
Umstellungen nötig macht. Die Arbeit- 
geber sind nichtstaatliche Initiativen 
nicht gewohnt und trauen ihnen noch 
keine Kompetenz zu. Die finanziell ab- 
gesicherten ersten Einsatzstellen sind 
zu rar, und die wenigen werden sofort 
von den Wohlfahrtsverbänden abge- 
krallt, ohne daß diese überhaupt ein or- 
folgversprechendss Konzept haben, 
ohne daß die dieneue Dimension dieser 
Hilfe begreifen. 

Die gesetzliche Grundlage für diese Ar- 
beit ist da schon weiter, ohne allerdings 
ideal zu sein. Der$31 desSchwerbehin- 
dertengesetzes macht es möglich, daß 
für die begleitende Hilfe im Arbeits- und 
Berufsleben aus der Ausgleichsabgabe 
Gelder auch an freie gemeinnützige Or- 
ganisationen gezahlt werden für ‚‚Psy- 
chosoziale Betrauung‘“. Was das ist, 
das muß noch für die neuen Ideen weiter 
gefaßt werden. 

Selbst das Vermittiungsmonopol des 
Arbeitsamtes ist kein Hindernis. Die Ar- 
beitsplatzsuche und die notwendigen 
Aufklärungen dazu sind ja noch keine 
Vermittlung. Selbst wenn eine freie Or- 
ganisation für einen gefundenen Ar- 
beitsplatz sine geeignete Kraft hätte, so 
istdasnochkeine Vermittlung. Die müß- 
te dann vom Arbeitsamt vorgenommen 
werden. Das ginge jaauch, dennsolche 
freien Initiativen müßten doch sowieso 
sehr eng mit den Hauptfürsorgestellen 
undden Schwerbehindertenvermittiern 
zusammenarbeiten. Die;gelegentliche, 
unentgeltliche Empfehlung von Arbeits- 
kräften zur Einstellung‘läßtdasArbeits- 
förderungsgesetz nach seinem $ 13, 
Abs. 3 schon heute zu. 

Die Schwerbehindertenvermittler der 
Arbeitsämter müßten ein Eigeninteres- 
se haben an solchen sie argänzenden 
Diensten, denn sie sind heute schon to- 
tal überfordert. Zusätzliche Einstellun- 
gen für die verstärkte Arbeit vorort bei 
den Arbeitgebern, mit den potentiellen 


Für rehabilitierte 


Sägewerk -Besitzer 


Mitarbeitern usw, stehen nicht in Aus- 
sicht. Auch bei den Hauptfürsorgestel- 
len nicht. Sie müßten weitereEinstellun- 
gen für diese Arbeit durch Erhöhungder 
Personanlaufwendungen des öffentli- 
chen Haushaltes sichern, während sie 
die gleiche Arbeit — durch frei gemein- 
nützige Träger erledigt — aus der Aus- 
gleichsabgabe finanzieren könnten. 
Damit sich das Modell der „unterstütz- 
ten Beschäftigungsverhältnisse“ eta- 
blieren kann, ist jetzt die politische Dis- 
kussion, sind die Forderungen der Be- 
troffenen und ist die Vorlage gut ausge- 
arbeiteter Konzepte notwendig. 

Horst Frehe aus Bremen hat für einen 
Vortrag ein Papier erarbeitet zu unter- 
sützten Beschäftigungsverhältnissen 
„als Alternative zur Werkstatt für Behin- 
derte‘‘. Darin stellt er 5 Thesen zusam- 
men: 

„1. DieAusgrenzung aus dem allgemei- 
nen Arbeitsmarkt ist kein Problem der 
gesundheitlichen Beeinträchtigung Be- 
hinderter, sondern Ausfluß der allge- 
meinen Konkurrenz auf dem Arbeits- 
markt. 

2. Alle Hilfen, die in der WfB angeboten 
werden, können besser an einem regu- 
lären Arbeitsplatz organisiert werden.“ 
Auf die sehr unterschiedlichen indivi- 
duellen Fähigkeiten, Leistungsprofile 
und Schwierigkeiten der Behinderten in 
den WfBs reagiert diese mit nur einem 
sehr groben Angebot. 

‚‚3. Alle Behinderten in der WfB können 
grundsätzlich in einem normalen Be- 
trieb eingegliedert werden. 

4, Statt Behinderte an die Arbeitsplatz- 


anforderung anzupassen, müssen Ar- 


beitsplätze nach den Fähigkeiten Be- 
hinderter geschaffen werden. 


5. Durch ‚unterstützte Beschäftigungs- 
verhältnisse‘ können alle Behinderten 
dauerhaft eingegleidert werden.‘ 
Besonders gewagt scheint die 3. These. 
Darum dazu die Erläuterungen: Man 
müsse zunächst untersuchen, woran 
Vermittlungbishersooftgescheitert sei. 
5 Barrieren seien dafür verantwortlich : 
„1. Vorurteile und Ängste von Arbeitge- 
bern undKollegen verhinderneinereali- 
stische Einschätzung der Fähigkeiten 
und Bedürfnisse Behinderter. Durch 
Abwehr warden andersartige Erfahrun- 
gen von vornherein vermieden. 

2. Finanzielle Mehraufwendungen auf- 
grund von Zusatzurlaub, Kur, Krank- 
heitszeiten und etwaiger Minderleistun- 
gen lassen die Beschäftigung weniger 
lukrativ erscheinen, 

9. Rechtlicher Sonderschutz bei Kündi- 
gung, Umsetzung, Überstunden, Beför- 
derung, Weiterbildung, Arbeitsplatzge- 
staltung und Betriebsablaufplanung 
wird als Einschränkung der unterneh- 
merischen Entscheidungsfreiheit ange- 
sehen, 

4. Anlernung und Betreuung binden zu- 
sätzliche personelle Kapazitäten. Ar- 
beitgeber wollen nicht für die Probleme 
der Behinderung das Arbeitnehmers 
zuständig werden. 

5. Besondere Abeitsplatzgestaltungen 
schränken die Veränderung von Be- 
triebsabläufen ein, Gleichzeitig wird der 
Behinderte als nur eingeschränkt ein- 
setzbar angesehen, 

Zu 1. Vorurteite und Ängste können nur 
durch Beispiele unkomplizierten Um- 
gargs abgebaut werden. Amerikani- 
sche Agenturen zur Vermittlung Behin- 
derter übernehmen für Unternehmen 
die Personalauswahl und garantieren 
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praktisch mit ihrem guten Ruf für dıe 
Eignung des Probanden. Ferner wer- 
den gezielt positive Erfahrungen mit be- 
hinderten Arbeitnehmern über Ge- 
schäftskontakte verbreitet und intensi- 
ve Public-Relation-Arbeit zur Imagever- 
besserung betrieben...... 

Zu 2. Finanzielle Belastungen aus der 
Beschäftigung Behinderter, insbeson- 
dere bei Minderleistungen müssen dau- 
erhaft ausgeglichen werden, Hierfür 
bietet der $ 31 SchwbG und die 
Ausgleichsabgabe-Verordnung eine 
geeignete gesetzliche Grundlage. Hier- 
für können sowohl Mittel aus der Aus- 
gleichsabgabe, als auch Mittel aus dem 
Ausgleichsfond beim Bundasministeri- 
um für Arbeit und Soziales verwendet 
werden. 

Zu 3. Der Schutz des Schwerbehinder- 
tengesetzes erweist sich für den Arbeit- 
geber nur im Konfliktfall, i.d.R. bei der 
Kündigung, als Nachteil. Durch den 
Ausbau der begleitenden Hilfen können 
solche Konflikte erheblich reduziert 
werden. Die Beratungsarbeit muß die 
Verpflichtung zur Beteiligung der 
Schwerbehindertenvertretung und der 
Hauptfürsorgestelle zu einer Hilfe wer- 
den lassen, so daß sie das Image einer 
lästigen Einschränkung verliert. 

Zu 4. Ein ganz entscheidender Grund 
für die Nichteinstellung Behinderter ist 
der Wunsch des Arbeitgebers, nicht für 
die erforderlichen Sondermaßnahmen 
zuständig sein zu müssen. Hier sollten 
die Arbeitgeber durch ein externes Un- 
terstützungssystem vollständig entla- 
stet werden. 

Zu5. Ebenfalls solltedie Analyse derBe- 
trisbsabläufe bezogen auf die Einsatz- 
möglichkeiten Behinderter als Service- 
Leistung dem Abreitgeber angeboten 
werden. Nicht der Arbeitgeber sollte 
verpflichtet werden über Einsatzmö- 
glichkeiten Behinderter in seinem Be- 
trieb nachzudenken, sondern Schwer- 
behindertenvertretung und Hauptfür- 
sorgestelle sollten ihm einen Vorschlag 
für den Einsatz Behinderter machen. 
Möglicherweise kann damit eine ratio- 
nellere Gestaltung der Betriebsabläufe 
verbunden sein.‘ 


Arbeitslosigkeit unddieForderungnach 
Auflösung der Werkstätten für Behin- 
derte benötigen neue, ungewöhnte Ver- 
mittlungsformen. Alle Beteiligten müs- 
sen sich dazu zusammensetzen. 

Aber dennoch sind mit den, ‚unterstütz- 
ten Beschäftigungsverhältnissen; nicht 
alle Probleme zu lösen. Der gesetzliche 
Druck auf die Arbeitgeber muß wohl er- 
halten bleiben. Gerade für die Problem- 
gruppe der älteren behinderten Arbeit- 
nehmer sind Einzelelemente dieser Mo- 
delle, wie etwa das begleitende Arbeit- 
straining, nur eingeschränkt fördernd. 
Hier muß einfach an den entsprechen- 
den Bestimmungen des Schwerbehin- 
dertengesetzes weiter gearbeitet wer- 
den. 
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Im folgenden sollen für die 
weitere Diskussion einfach 
mal Verbesserungsvorschlä- 
ge zum Schwerbehinderten- 
gesetz unkommentiert zusam- 
mengestellt werden. Wer tie- 
fere Betrachtungen dazu 
wünscht, kann bei der ‚‚rand- 
schau‘' eine erläuternde, juri- 
stisch fundierte Betrachtung 
anfordern, die ebenfalls von 
Horst Frehe erarbeitet worden 
ist. 

Die Möglichkeit für Arbeitge- 
ber, ungestraft zu bleiben, 
wenn sie die Pflichtquote zur 
Einstellung Behinderter nicht 
erfüllen, dafür aber die Aus- 
gleichsabgabe bezahlen, muß 
beseitigt werden. Der Para- 
graph 68 SchwbG sieht heute 
schon die Verhängung von 
Bußgeldern vor, doch die zu- 
ständigen Landesarbeitsäm- 
ter weigern sich, Ördnungswi- 
drigkeitsverfahren einzulei- 
ten. 

Es gibt auch die Idee, die Aus- 
gleichsabgabe abzuschaffen 
und etwa der Hauptfürsorge- 
stelle dasRechtzugeben, eine 
geeignete behinderte Person 
„zuzuweisen'‘, Arbeitgeber 
wären dann zum Abschluß ei- 
nes Arbeitsvertrages ver- 
pflichtet. 

Die Beschäftigungspflicht- 
quote muß erhöht werden auf 
mindestens 10%. Die Höhe der 
Beschäftigungspflicht kann 
aber auch an die jeweilige Zahl 
der arbelts- und erwerbslosen 


Behinderten gekoppelt wer- 
den (zur Zeit offiziell 13%). 
Hat ein Behinderter den Ein- 
druck, wegen seiner Behinde- 
rung bei einer Bewerbung ab- 
gelehnt worden zu sein, soll 
ihm die Möglichkeit gegeben 
werden, dies öffentlich fest- 
stellen zu lassen undgegeben- 
falls auf Einstellung bzw. 
Schadensersatz zu klagen. {In 
den USA schon Realität.) 

Die Ausgleichsabgabe muß er- 
höht werden. Reichsbund und 
VdK fordern 200 DM, SPD 400 
DM, DGB etwa 500 DM, DIE 
GRÜNEN wollen die Aus- 
gleichsabgabe auf ein Durch- 
schnittsentgelt anheben. 

Die Schwerbehindertenver- 
tretung soll wie Betriebs- 
rat/Personalrat eine Wider- 
spruchsmöglichkeit bekom- 
men, wenn die Beschäfti- 
gungspflicht nicht erfüllt ist 
und ein Nichtbehinderter ei- 
nem Behinderten vorgezogen 
wird. 

Der Paragraph 6 SchwbG for- 
dert Arbeitgeber auf, beson- 
ders benachteiligte Schwer- 
behinderte bei Einstellungen 
zu berücksichtigen. Dieser Ap- 
pell muß verpflichtender Re- 
gelung weichen. 

Die Schwerbehindertenver- 
tretung muß ein Wider- 
spruchsrecht haben, wenn 
bauliche, technische oder or- 
ganisatorische Maßnahmen 
der Arbeitgeber nicht den An- 
forderungen einer behinder- 
tengerechten Ausgestaltung 
der Arbeitsprozesse entspre- 
chen. 


Der Paragraph 14 SchwbG ver- 
pflichtet Arbeitgeber, Arbeits- 
räume, Maschinen u.ä. so eln- 
zurichten, daß wenigstens die 
vorgeschriebene Zahl 
Schwerbehinderter beschäf- 
tigt werden kann. Kommt er 
dieser Pflicht nicht nach, pas- 
siert aber überhaupt nichts. 
Strafen sind nicht vorgese- 
hen. Die Errichtung oder der 
Betrieb einer Anlage sollten 
von einer Erlaubnis abhängig 
gemacht werden, die verwei- 
gert wird, wenn der behinder- 
tengerechten Ausgestaltung 
nicht nachgekommen wurde 
(angelehnt an $ 24 Gewerbe- 
ordnung). Noch effektiver wä- 
re, im Schwerbehlndertenge- 
setz eine Ermächtigung der 
Hauptfürsorgestellen zum Er- 
laß von Anforderungen an die 
behinderungsgerechte Aus- 
gestaltung der Betriebsstät- 
ten, Betriebsabläufe und Ma- 
schinen festzulegen. DerPara- 
graph 708 AReichsversiche- 
rungsordnung billigt den Be- 
rufsgenossenschaften z.B. 
das Recht zum Erlaß von Un- 
fallverhütungsvorschriften 
zu. 

Die Aufweichung des Kündi- 
gungsschutzes für Schwerbe- 
hinderte mit der jüngsten No- 
vellierung des SchwbG muß 
zurückgenommen werden. 
Die Schwerbehindertenver- 
tretung solldarüber hinaus ein 
Widerspruchsrecht bei Kündi- 
gungen bekommen. 
Alternativen zu den Werkstät- 
ten für Behinderte müssen ge- 
fördert werden (S.0.). 


Hier sehen Sie einen Teil unserer 
Fahrstuhl- und Reha-Abteilung im 
Untergeschoß unseres Hauses. 
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Recht, Psychiatrie und Gewalt 


Mehr als 2/3 aller psychiatrischen 
Anstaltsinsassen in der BRD sind — 
durchschnittlich — nicht freiwillig un- 
tergebracht — dies geht aus einer der 
neuesten Erhebungen über die psy- 
chiatrischen Landeskrankenhäuser 
hervor (siehe Kurzmeidung in diesem 
Heft). Zwangseingewiesen, teilweise 
oder vollständig entmündigt, strafrecht- 
lich untergebracht — auf jeden Fall: 
dern Betroffenen wird seine Freiheit 
genommen. 

Das Grundgesetz der BRD garan- 
tiert in den Artikeln 2 und 104 die Frei- 
heit der Person. Wird jemandem wider- 
rechtlich die Bewegungsfreiheit entzo- 
gen, spricht man von Freiheitsberau- 
bung. Ordnet aber die Justiz die Ent- 
ziehung der persönlichen Freiheit an, 
dann heißt es nicht Freiheitsberau- 
bung, sondern Freiheitsstrafe oder 
Freiheitsentziehung. Und bestraft wird, 
wer die herrschende soziale Ordnung 
stört. 

Wer in eine Bank einbricht (und sich 
dabei erwischen läßt), der wird mit Frei- 
heitsentzug bestraft und in eine Haft- 
anstalt gesteckt. Wer Visionen hat und 
glaubt, auf göttliche Weisung einen 
Zimmerbrand legen zu müssen, um 
vermeintlich böse Dokumente zu ver- 
nichten und um dann endlich ein Le- 
ben in Reinheit beginnen zu können, 
den bezeichnen die Psychiater als 
schizophren und bewirken — mit Hilfe 
von Polizei und Justiz — den Entzug 
seiner Freiheit und seine Einlieferung 
in eine Anstalt — nicht in eine Haftan- 
stalt, sondern in eine psychiatrische 
Anstalt, oder gar in eine Anstalt für so- 
genannte psychisch kranke Rechtsbre- 
cher: das ist Psychiatrieterror und 
Krıast in einem. 


Die Psychiatrie 
als Ordnungsmacht 


Es wundert eigentlich, daß an der 
Spitze einer psychiatrischen Anstalt 
kein Jurist, sondern ein Mediziner steht 
und daß zur Betreuung und Bewa- 
chung der eingesperrten Anstaltsin- 
sassen nicht Polizisten und Gefängnis- 
wärter eingesetzt werden, sondern 
Ärzte, Krankenschwestern und Pfleger. 
Die Psychiatrie hat tatsächlich sehr we- 
nig mit Medizin zu tun, sie ist vielmehr 
Teil der staatlichen Ordnungsmacht. 

„Wer nicht arbeiten kann oder will oder 
wer sich auf irgendeine andere Weise ge- 
gen die autoritären Ordnungen in Familie, 
Gesellschaft, Staat vergeht, wird einge- 
sperrt — gleichgültig ob krank oder krimi- 
nell, ob verseucht oder süchtig, verrückt 
oder verwahrlost oder auch rebellisch‘ (E. 
Köhler, Arme und Irre) 

Wer von der herrschenden Norm ab- 
weicht, sich vom folgsamen Durch- 
schnittsbürger wesentlich unterschei- 
det, der gefährdet die soziale Ordnung 
und wird abgesondert, ins Erziehungs- 
heim, in den Knast oder in die psychia- 
trische Anstalt. 

„Die Psychiatrie fungiert als Spitzel des 
Staatsapparats; sie horcht die Seele aus 
nach verbrecherischen Motiven. Sie ist der 
v-Mann der Strafjustiz im seelischen Lei- 
den‘ (R. Walff, K. Hartung in: Kursbuch Nr. 
28) 

Es soll — durch die Psychiatrie — 
festgestellt werden, ob der Betreffende 
schuldhaft ein Rechtsvergehen began- 
gen hat, also ein „gewöhnlicher Krimi- 
neller“ ist, oder ob er an einer „Geistes- 
krankheit“ leidet. Doch diese Uhnter- 


scheidung bleibt unklar, denn es gibt 
keine objektiven Kriterien, nach denen 
sich eine „Geisteskrankheit" von „gei- 
stiger Gesundheit" unterscheiden lie- 
Be. Selbst ein Vertreter der traditionel- 
len Psychiatrie, Prof. G. Huber, gesteht 
ein, daß eine psychiatrische Diagnostik 
eigentlich nieht sinnvoll ist: 

„Im Grunde ist weder eine Typen- noch 
eine Individualdiagnose möglich, jedenfalls 
nicht in dem Sinne, daß das Ganze oder 
auch nur das absolut Wesentliche der seeli- 
schen Seite des Menschen erfaßt werden 
kann. Man kann nie gleichsam den Bilanz- 
strich unter einen Menschen setzen und die 
Summe ziehen. Kein Mensch ist ganz über- 
schaubar, über keinen ist ein definitives Ge- 
samturteil möglich.“ {G. Huber, Psychiatrie) 

Dennoch wird ein definitives Ge- 
samturteil gefällt: Verurteilung zu 2 
Jahren Gefängnis wegen wiederholten 
Diebstahls — oder Verurteilung {auf 
Empfehlung des zuständigen Psychia- 
ters) zur endgültigen Unterbringung in 
einer psychiatrischen Anstalt, da der 
Betroffene aus bizarr anmutenden 
Gründen einen Zimmerbrand legte und 
somit als gemeingefährlich gilt. Einge- 
sperrt wird, um Diebstähle zu bestrafen 
und um einen erneuten Zimmerbrand 
zu verhindern. 


Der Drohcharakter der 


Haft- und Psychiatrie-Anstalten 


Strafrecht und Psychiatrie — beide 
haben im Wesentlichen zwei gemein- 
same Aufgaben: Erstens sollen mög- 
lichst viele Störenfriede, die psychisch 
oder sozial von der Norm abweichen, 
abgesondert und interniert werden. 
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Doch nicht jeder Verrückte und nur ein 
relativ kleiner Teil der sogenannten 
Straftäter werden erfaßt und einge- 
sperrt: würde man jeden juristisch oder 
psychisch Auffälligen hinter Schloß 
und Riegel bringen wollen, dann müß- 
ten noch viel mehr Gefängnisse und Ir- 
renhäuser errichtet werden. Es reicht 
für den Normalbürger der Drohcharak- 
ter dieser Justiz- und Psychiatrie- 
Anstalten, um ihn zu disziplinieren und 
ihn von der Richtigkeit seiner traditio- 
nell übernommenen Norm- und Wert- 
vorstellungen zu überzeugen: dem 
Staatsbürger soll — und dies ist die 
zweite Aufgabe von Strafrecht und Psy- 
chiatrie — deutlich und immer wieder 
bewußt gemacht werden, was ihn an 
Strafe und Tortur erwartet, falls er aus 
der Norm ausscheren sollte, 

Für den Normaibürger ist es erträgli- 
cher, auf irgendwelche verbotenen 
Wünsche und Sehnsüchte zu verzich- 
ten, wenn er mit ansehen darf, wie un- 
konventionelle, abtrünnige Bürger, die 
ihren Bedürfnissen und Lüsten hem- 
mungslos nachgeben {und z.B. Gelder 
veruntreuen und großzügig ausgeben), 
entsprechend hart bestraft werden, als 
Kriminelle oder Psychopathen ge- 
branntmarkt, gewissermaßen an den 
Pranger gestellt werden. 

Sogar der Ur-alt-Psychiater Bleuler 
schreibt hierzu: ‚Viele Vergehen kann man 
als ein Nachgeben an menschliche Schwä- 
chen verstehen, von denen man selbst nicht 
ganz frei ist, die man selbst aber überwin- 
det, zum Beispiel Stehlen und Betrügen aus 
Habgier und Eigennutz, Beschimpfung und 
Körperverletzung aus Jähzorn, Verleum- 
dung aus Rachsucht, sexuelle Delikte aus 
ungezügelter Geschlechtslust. ... Für den 
Gesunden bedeutet es Halt und Sicherheit 
zu wissen, daß Nachgeben an eigennützi- 
ge, rücksichtsiose Triebe geahndet wird; 
Wissen um ungesühnte Untaten ist eine 
Quelle der Unruhe und Angst“ 


Die Aussonderung von 
Kriminellen und Psychopathen 


Der „Kriminelle“ und der „Psycho- 
path“ werden von den Ordnungsorga- 
nen des Staates als Galionsfiguren der 
Abschreckung benutzt. 

„Denn der Psychopath ist ... der exempla- 
rische Straftäter, soweit es um Diebstahl, 
Raub, Aggression, Triebhaftigkeit, Rück- 
sichtslosigkeit, Ungehemmtheit usw. geht. 
Er verkörpert ein Negativbild des konfor- 
men, wohlangepaßten Menschen. ... viele 
Taterı, die Psychopathen begehen, stellen 
so etwas wie den Inbegriff des Kriminellen 
im landläufigen Sinne dar, des Ungebärdi- 
gen, sich Auflehnenden, des provokatorisch 
Dreisten und Empörenden. (T. Moser, Re- 
pressive Kriminalpsychiatrie) 

Die Aussonderung seellsch auffälli- 
ger Menschen durch die Psychiatrie 
hat während der faschistischen Ge- 
waltherrschaft unvorstellbare Ausmaße 
angenommen. Über 100.000 Anstalts- 
Insassen wurden, nach vorangegangs- 


ner psychiatrischer Selektion, ermor- 
det; doch die Schreie dieser Hingerich- 
teten sind nach 1945 verhallt: Die NS- 
Psychiatrie hat nach dem Krieg ledig- 
lich die braune Uniform abgelegt und 
sich einen weißen Kittel angezogen — 
im Kern ist sie gleich geblieben. 

Ähnlich äußerte sich die Deutsche 
Gesellschaft für Soziale Psychiatrie 
{die in den 70er Jahren ursprünglich 
als Gegenbewegung zur herrschenden 
konservativen Psychiatrie gegründet 
wurde, jedoch der traditionellen An- 
staltspsychiatrie mehr verhaftet ist, als 
sie wahrhaben will); sie spricht in ihrem 
Holocaust-Papier in erstaunlicher Klar- 
heit das aus, was die Nachkriegs- 
Psychiatrie nicht wahrhaben wollte und 
die jüngeren gegenwärtigen Psychiater 
gerne vergessen möchten: 

„.. bisher haben wir den Finger auf 
die Psychiater, Pfleger, Ärzte, Juristen, 
Politiker, auf die Generation gerichtet, 
die die psychisch Kranken diskrimi- 
niert, verfolgt, zwangssterilisiert und 
getötet haben, ... Das Schweigen zeigt 
jedoch, daß wir uns auf diese Weise 


E 

nicht selbst entlasten, freimachen 
konnten. Dazu müssen wir vielmehr 
zunächst den Finger auch auf uns 
selbst richten. ... Wir stehen in dersel- 
ben Tradition. Wir sind wie sie, sie sind 
wie wir. Sie haben an den Gnadentod, 
üule Euthanasie geglaubt. Wir üben — 
wie sie — schwer kontrollierbare Macht 
und Gewalt mit geschlossenen Statio- 
nen, Psychopharmaka und Psychothe- 
rapie. Wir verstehen uns — wie sie — 
als im Dienst der Gesellschaft stehend, 
um die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung zu garantieren..“ 


Hilflos der Justiz 
und Psychiatrie ausgeliefert 


Es ist nicht verwunderlich, daß psy- 
chisch leidende Menschen kein Ver- 
trauen in die Psychiatrie haben, Ofl- 
mals wehren sich Psychiatrie-Patienten 
mit letzter Kraft gegen die menschen- 
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unwürdige psychiatrische 'Behand- 
lung‘, was ihnen dann aber von der 
Psychiatrie als mangelnde Krankheits- 
einsicht angelastet wird. Die Angst des 
Patienten vor dem psychiatrischen Zu- 
griff ist nicht etwa der versponnene, ir- 
reale Aspekt einer angeblichen Psy- 
chose, sondern diese Angst ist real 
und berechtigt! Nicht einmal die ein- 
fachsten Grundzüge ärztlicher Ethik 
finden in der üblichen Anstaltspsychia- 
trie Beachtung. 

Hierzu nochmals Prof. Huber, selbst ehe- 
maliger Direktor eines psychiatrischen Lan- 


deskränkenhauses: „Ein juristisches Ein- 
weisungsverfahren, wie es auch immer ge- 
regelt und gehandhabt wird, wird stets für 
die Kranken und Ihre Angehörigen als mehr 
oder weniger diffamierend empfiunden wer- 
den. Der Klinikcharakter der psychiatri- 
schen Krankenhäuser wird dadurch In Fra- 
ge gestellt; ärztliche Schweigepflicht und 
Diskretion, deren Gewährleistung gerade 
bei psychischen Störungen besonders be- 
deutsam ist, werden unmöglich gemacht.“ 

Mehr noch als der Straftäter ist der 
Psychiatrie-Patient den psychiatri- 
schen Machenschaften ausgeliefert, 
schutzlos, oftmals auch ohne Unter- 
stützung von außen, da ihm — da er 
vielleicht schon seit langem als zurück- 
gezogener Einzelgänger lebte — zu- 
verlässige Freunde oder Angehörige 
fehlen. Darüber hinaus mangelt es fast 
allen in die Psychiatrie Eingewiesenen 
an finanziellen Mitteln, die nötig wären, 
um einen Anwalt zu Hilfe zu holen. Die 
Armut — auch dies ist ein gemeinsa- 
mes Kennzeichen von Psychiatrie- 
Insassen und Gefängnis-Insassen, Der 
eine wird durch seine Armut und die 
daraus resultierenden Handlungen 
zum „Kriminellen“, der andere zum 
„psychisch Kranken" erklärt, 

Franco Basaglia: „Die Psychiater ver- 
wechseln Armut und Elend mit psychi- 
schem Leiden. Sie verwechseln zwei 
Aspekte: Ein Mensch ist bedürftig, fühlt sich 
elend und schlecht, und sie sagen, er ist 
schizophren.“ 

Wer in eine psychiatrische Anstalt 
zwangseingewiesen wird, ist nicht nur 
der Justiz ausgeliefert, sondern auch 
den Psychiatern. 


Kritisch stellt dies P. Stolz, selbst Psychia- 
ter, folgendermaßen dar: „Der psychisch 
Kranke steht in auswsglosen Konlliktsitua- 
tionen allein dem Psychiater und seiner me- 
dizinischen Definitionsmacht gegenüber. ... 
Unter den Bedingungen der Anstalt sind die 
Rechtsmittelwege für den Betroffenen 
schwer zugänglich, Darüber hinaus schiebt 
sich das psychlatrische Expertenurteil zwi- 
schen den psychisch Kranken und die Ge- 
richte. ... Auch können alle gesetzlich ge- 
nannten Persönlichkeitsrechte während der 
stationären Unterbringung eingeschränkt 
bzw. aufgehoben werden aus Krankheits- 
oder Sicherheitsgründen, über die wieder- 
um der Psychiater allein zu entscheiden 
hat. ... Die Gesetze legalisieren dis Zwangs- 
behandlung, die praktisch schon immer, 
auch ohne gesetzliche Grundlage, durchge- 
führt wurde. ... 

Die Ermächtigung der Psychiater zur 
Zwangsbehandlung ist in mehrfacher Hin- 
sicht problematisch. Moralisch rechtfertigen 
diese ihre Zwangsmaßnahmen mit der Be- 
handlungsbedürftigkeit der Betroffenen. 
Praktisch ist jedoch das reibungslose Funk- 
tionieren der psychiatrischen Anstalt aus- 
schlaggebend für die Indikation zu Zwangs- 
maßnahmen. Die Möglichkeit widerrechtli- 
cher Zwangsbehandlung aus Gründen der 
Anstaltsordnung wird durch die neuen Ge- 
setze nicht beseitigt. Sie lassen die Brutali- 
Al und Aggressionen hervorrufenden An- 
staltsbedingungen unberührt“ (In der Zeit- 
schrift Recht und Psychiatrie, Heit 2/84) 


Zeitschrift 
m Äntipsychlatrie ZAP 


Ein Eindruck von der Anstalt für sog. psychisch krarike Rechtsbrecher im 
psychlotelschen Krankenhaus München-Haar: NATO-Stacheldraht und 


Überwachungskameras, 


Psychiatrische 
Zwangsbehandlungen 


Vor allem die folterähnlichen Metho- 
den der Zwangsbehandlungen sind es, 
die die Psychiatrie — zurecht — in Ver- 
ruf gebracht haben. Der Strafvollzug ist 
— trotz aller Schrecknisse — für den 
Betroffenen noch überschaubarer als 
die Unterbringung in einer geschlosse- 
nen psychiatrischen Station, wo man 
ständig Angst haben muß vor Zwangs- 
behandlungen mit Medikamenten oder 
gar Elektroschöck oder psychochirur- 
gischen Eingriffen. 

„Nicht ganz zufällig sind bis heute psy- 
chiatrische 'Heilmethoden' wie der Elektro- 
schock Standardmethoden der Folter in der 
ganzen Welt. Das aberwitzige der psychia- 
trischen Quälmethoden ist, daß sie von ih- 
ren 'Erfindern oft aus ‘humanitären’ Grün- 
den erfunden wurden" {E. Klee, Psychiatrie- 
Report) 


Eine neue Dimension in der psychia- 
trischen Behandlungsmethodik haben 
die seit wenigen Jahrzehnten einge- 
führten Psychopharmaka eröffnet, vor 
allem die starken Neuroteptika. Mit Hil- 
fe dieser Neuroleptika — vor allem in 
höherer Dosierung — kann ein Mensch 
völlig handlungsunfähig gemacht wer- 
den, was für den Betroffenen äußerst 
quälend ist; Neuroleptika kann man 
nicht als Medikamente bezeichnen, sie 
sind eine „chemische Zwangsjacke“, 
eine neuere Version der „psychiatri- 
schen Quälmethoden" (E. Klee). 


Zeitschrift zur 
ZAP Antipsychiatrie 


Für die sofortige Abschaffung 


von Zwangsunterbringung 
und Zwangsbehandlung 


Die Institution „psychiatrische An- 
stalt“ ist zwar eine der totalitärsten Ein- 
richtungen unseres Staates, sie unter- 
scheidet sich aber dennoch nicht 
grundlegend von anderen staatlichen 
Institutionen, z.B. den Haftanstal- 
ten.Deshalb geht auch die Kritik an 
den psychiatrischen Anstalten über 
das Gebiet der Psychiatrie hinaus, und 
der Angriff auf die Irrenhäuser stellt 
auch die anderen systemtragenden In- 
stitutionen in Frage. 

Es geht nicht darum, die Zwangsun- 
terbringung und Zwangsbehandlung 
juristisch zu reformieren und „huma- 
ner“ zu gestalten, sondern es geht da- 
rum, diese Art des juristisch-psychia- 
trischen Vorgehens als unmenschlich 
zu erkennen und abzuschaffen. 

Daß solche Forderungen keine Uto- 
pie sind, sondern Realität werden kön- 
nen, zeigen die Erfahrungen von Triest, 
wo die sogenannte Neue Italienische 
Psychiatrie am radikalsten verwirklicht 
werden konnte: Durch großes Engage- 
ment von Psychiatrie-Mitarbeitern und 
Ex-Patienten kann ehemaligen An- 
staltsinsassen ein Leben außerhalb der 
Anstalt — unter lebenswerten Bedin- 
gungen — ermöglicht werden. Ein wei- 
teres Ziel der sogenannten Demöokrati- 
schen Psychiatrie in Triest ist es, „neu- 
en Patienten", die psychisch auffällig 
werden, ohne jeglichen Zwang zu be- 
gegnen: Im gesamten Triest gab es 
während der beiden Jahre 1979/80 nur 
zwei (!) Zwangseinweisungen (in ver- 
gleichbaren deutschen Städten liegt 
oft die tägliche (!) Rate der Zwangsein- 
weisungen höher). 

In Italien war. der Kampf für eine 
neue, demokratische Psychiatrie vor al- 
lem ein politischer Kampf; leider hat 
der ursprüngliche Schwung auch in 
Italien deutlich nachgelassen; der frü- 
her sehr einfallsreiche Kampf für die 
Befreiung der psychisch auffälligen 
Menschen ist etwas erlahmt. In der 
BRD ist eine vergleichbare radikale Re- 
formbewegung leider nie richtig zum 
Tragen gekommen (sieht man von der 
kurzen Episode des Sozlalistischen 
Patientenkollektivs in Heidelberg ein- 
mal ab), Vielleicht ist dies ein Grund 
mehr, daß sich politisch Denkende 
(wieder) an das Unrecht in der Psychia- 
trie erinnern und etwas dagen tun. 

Mit solch langfristigen Perspektiven 
ist demjenigen, der derzeitig von der 
Psychiatrie entmündigt oder einge- 
sperrt wird, aktuell wenig geholfen. Die 
nachfolgende Übersicht soll Möglich- 
keiten aufzeigen, wie man sich recht- 
lich: oder auf andere Weise wehren 
kann. Eine gewisse begrenzte Hilfe. 
stellung können auch die psychiatri- 
schen Beschwerdestellen bzw. Be- 
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schwerdezentren geben (siehe Adres- 
senliste), vor allem durch Beratung 
oder Vermittlung von engagierten 
Rechtsanwälten und patientenfreundti- 
chen Arzten. 

Schreibt uns, wenn Ihr von besonde- 
ren Mißständen in der Psychiatrie er- 
fahrt oder wenn Ihr selbst solche Erfah- 
rungen machen mußtet! Unterstützt die 
Beschwerdezentren finanziell oder 
durch aktive Mitarbeit! 

Abschließend nochmals Franco Basa- 
glia: „Die Frage ist nicht, ob die Irrenhäuser 
gut sind oder schlecht — sie sind schlecht. 
Seit die Irrenhäuser gegründet worden 
sind, spricht man ständig von notwendigen 
Reformen. Es ist offensichtlich, daß die Ir- 
renhäuser schaden, daß sie die Patienten 
zerstören. Und man sagt schon seit zwanzig 
Jahren, daß es notwendig ist, diese Anstal- 
ten irgendwie aufzulösen. Also, ist doch 
wunderbar, lösen wir das Irrenhaus auf. 
Aber: es bestehen dermaßen viele soziale 
Probleme außerhalb des Irrenhauses, daß 
es nötig ist, anstelle des Irrenhauses etwas 
anderes aufzubauen — weil eben die Ge- 
sellschaft noch nicht in der Lage ist, sie von 
heute auf morgen zu ändern, die Absonde- 
rung, Abweichung der Menschen zu über- 
winden. Also brauchen wir anstatt des Irren- 
hauses alternative Einrichtungen. Aber die- 
se Einrichtungen sollten nicht „gemacht“ 
werden, sie müßten aus Notwendigkeit ent- 
stehen, wachsen, etwa wie das Zentrum in 
der via Gambini entstanden ist. Ja, das ist 
eine beispielhafte Geschichte: Das Haus für 
dieses Zentrum wurde von Psychiatrie- 
Mitarbeitern und Patienten besetzt ...." 

Das Legalitäts-Prinzip des Staates 
muß nicht unbedingt unser Legalitäts- 
Prinzip sein ... 

Josef Zehentbauer 


Offizielle Zahlen beweisen: 


Psychiatrische Anstalten sind 


nach wie vor Zwangsinstitutionen 


Stolze 69 % der Patienten in den Be- 
zirkskrankenhäusern Bayerns (diese 
entsprechen den Landeskrankenhäu- 
sern in den anderen Bundesländern) 
hielten sich am Stichtag 45. 11. 83 
nicht freiwillig in diesen Anstalten auf. 

In einem Arbeitspapier des Verban- 
des der Bayerischen Bezirke (dies sind 
die Träger der Nervenkrankenhäuser} 
vom 8. 1. 86 wird eine Patientenstruktu- 
ranalyse Psychiatrie in Bayern zitiert, 
die die Firma Hospital Management im 
staatlichen Auftrag durchgeführt hat: 
„Etwas über 30 % der Patienten befan- 
den sich im Durchschnitt freiwillig In 
den Bezirks-Nervenkrankenhäusern. 
Für 40 % bestand Pflegschaft, 19 % 
waren entmündigt. Ca. 4 % waren auf- 
grund des Unterbringungsgesetzes, 
ca. 5 % nach dem Strafgesetzbuch un- 
tergebracht. 

R. W. 


Liebe Leserin, lieber Leser! 


Das Thema dieser Ausgabe ist 
Recht und Psychiatrie — ein Gebiet, 
über das es viel zu sagen gibt: einen 
Beitrag aus einem Berliner „Psycho- 
Knast“ mußten wir aus Platzgründen 
auf eine der nächsten Nummern ver- 
schieben. Der einleitende Artikel be- 
schäftigt sich mit der grundsätzlichen 
Problematik. Wer konkrete Anleitung 
braucht, um sich mit rechtlichen Mit- 
teln aus der Psychiatrie zu befreien, 
dem kann die nachfolgende Tabelle ei- 
ne Hilfe sein. Wer darüber hinaus Fra- 
gen und Anregungen hat, kann sich an 
eines der Psychiatrie- Beschwerdezen- 
tren wenden oder auch an uns. 

Überhaupt wünschen wir uns ein 
größeres Echo und eine größere Mitar- 
beit unserer Leser. Schreibt uns Eure 
Meinung zu den bisherigen Themen, 
Vorschläge für die nächsten Hefte, 
schickt Artikel, eigene Erfahrungsbe- 
richte, Gedichte, Zeichnungen, Fo- 
tos...! Wir wollen die ZAP nicht nur für 
Euch machen, sondern auch mit Euch! 


Die ZAP-Redaktion 


Zeitschrift 
Antipsychiatrie ZAP 


Zur Behandlung äußerer Verwahrlosung Psychopharmaka? 


Seit mehr als zehn Jahren ist Ma- 
rianne L. arbeitslos; sie wohnt — 
schon immer alleinstehend — in einem 
Zimmer eines städtischen Wohnheims 
am Rande der Großstadt. Aus Ihrer 
letzten Arbeitstelle wurde sie gekün- 
digt, weil sie — wie ihr damaliger Chef 
sagte — zu langsam und zu fehlerhaft 
arbeitete und außerdem zu verträumt 
sei, 

Marianne L., mittlerweile 35 Jahre 
alt, bekam zunächst Arbeitslosengeld, 
dann Arbeitslosenhilfe, machte mehr 
als ein Dutzend Arbeitsversuche, die 
meist deshalb scheiterten, weil sie mit 
dem verlangten Arbeitstempo nicht 
mithalten konnte. Seit einigen Jahren 
bestreitet sie ihren Lebensunterhalt 
aus kleinen Zuwendungen von ihrer 
Mutter und von der Sozialhilfe. 

Die Tage verbringt sie meist damit, 
stundenlang durch die Stadt zu spazie- 
ren, scheinbar ziellos, träumt mit offe- 
nen Augen In der Sonne, beobachtet 
die Leute, unterhält sich mit den Stadt- 
streichern, ohne sich aber arı deren Al- 
koholexzessen zu beteillgen... 

Als Sozlalhlifeempfängerin war sie 
zu gelegentlichen Arbelten — z.B, zum 
Wegesäubern im Tierpark — verpflich- 
tet, erschien aber oft nicht zu den Ihr 
zugeteilten Arbeiten oder meldete sich 
krank. Wegen dieser „schlechten Ar- 
beitsmoral” wurde Marianne L. vom 
Gesundheitsamt vorgeladen. Sie er- 
schien zwar pünktlich zum verlangten 


Termin, war aber — wie bei ihr üblich 
— ziemlich gammelig gekleidet, unge- 
waschen, mit zotteligen, etwas specki- 
gen langen Haaren. 

Als sie ins Zimmer des Amtsarztes 
kam, herrschte dieser sie an, sie würde 
stinken und sei so verschlampt, daß es 
für ihn eine Zumutung sei, sich mit ihr 
auseinanderzusetzen. Marianne L. war 
dureh die rüden Beschimpfungen ge- 
kränkt und beschloß deshalb zu 
schweigen, kein einziges Wort mehr zu 
sagen. Wegen ihres beharrlichen 
Schweigens wurde der zuständige Psy- 
chiater hinzugezogen. Da Marianne L. 
auch jetzt nicht bereit war zu reden, be- 
schlossen die beiden Ärzte, sie in die 
psychiatrische Anstalt einzuweisen, 
wegen „Selbstgefährdung durch fortge- 
schrittene Verwahrlosung bei Verdacht 
auf chronische Schizophrenie“. Es wur- 
de die Polizei gerufen, und diese 
brachte Frau L. in die Nervenklinik, d. 
h. sie wurde zwangseingewiesen. (Für 
Frau L. war dies der erste Aufenthalt in 
einer psychiatrischen Klinik, der erste 
Kontakt zur Psychiatrie überhaupt.) 

Auch In der Anstalt schwieg Marlan- 
ne L. weiter, und die „behandelnden 
Psychlater sahen darin eine Beställ- 
gung der Einweisungsdiagnosse und 
„tIheraplerten“ Marianne L. mit starken 
Neuroleptika, Darüberhinaus wurde 
die Zwangseinweisung In eine soge- 
nannte Aufenthaltspflegschaft umge- 
wandelt, d. h. Frau L. wurde teilweise 
entmündligt. 


Psychlatrie-Beschwerdezentren In der BRD 


Beschwerdezentrum Psychiatrie Köln, 
Liebigstr. 25, 5000 Köln 30, = (0221) 
556189 


Beschwerdezentrum Kassel, c/o Ge- 
sundheltsladen, Friedrich-Ebert- Str. 177, 
3500 Kassel, = (0561) 3400 


Beschwerdezentrum Bonn, Maxstr. 73, 
5300 Bonn 1, = (0228) 633938 


Arbeitsgruppe Psychiatrie und Recht, 
Kölnstr. 170, 3000 Düsseldorf 1, = (0211) 
771515 


Beschwerdezentrum Nürnberg, c/o 
Grünes Büro, Karl-Bröger-Str. 32, 8500 
Nürnberg, = (0911) 455984 


Irrenoffensive e.V., Pallasstr, 12, 1000 
Berlin 30, = (030) 2151638 


Beschwerdezentrum Berlin, im „Komm- 
rum“, Schneckenburgstr. 4, 1000 Berlin 
41, ® (030) 8519025 


Beschwerdezentrum Aachen, Hein- 
zenstr. 16, 5100 Aachen, = (0241) 86705 


Als sie nach sieben Wochen endlich 
entlassen wurde, hatte man ihr noch 
ein starkes Langzeit-Neuroleptikum ge- 
spritzt; Frau L. reagierte darauf mit gro- 
Ber Müdigkeit und Niedergeschlagen- 
heit, gleichzeitig litt sie an quälender 
Unruhe. Deshalb suchte sie einen Arzt 
auf, der ihr von Freunden empfohlen 
wurde; dieser bestärkte sie darin, künf- 
tig keine Psychopharmaka zu nehmen, 
und schrieb ihr später ein Attest, mit 
dessen Hilfe sie die von der Psychiatrie 
aufgezwungene Pflegschaft wieder 
loswerden konnte. 

Frau Marianne L.: „Ich verstehe gar- 
nicht, warum man mich in die Psychia- 
trie gebracht hat; ich habe doch nie- 
mandem was getan... nur weil ich ein 
bischen schmutzig bin und nicht gere- 
det habe, kann man mich doch nicht 
einfach mit der Polizei in die Klapse 
bringen... ich gebe ja zu, daß ich nicht 
gerne arbeiten mag... und was ich 
noch komisch finde: gegen meine 
Schmutzigket und gegen meine 
dreckigen Kleider sollen Tabletten hei- 
fen oder gar diese schreckliche Sprit- 
ze...?“ 

Josef Zehentbauer 


(Die Schilderungen beruhen auf 
wahren Begebenheiten, wurden aber 
— zum Schutz der Betroffenen — 
leicht verändert.} 


Psychlatrie-Beschwerdestelle, Sie- 
chenmarschstr. 40, 4800 Bielefeld 1, = 
(0521) 122549 


Beschwerdezentrum Psychiatrie Mün- 


chen, c/o Selbsthillezentrum, Auenstr, 
31, 8000 München 5, = (089) 7255178 
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ZAP Antipsychiätrie 


Ein Leben in Anstalten — und kein Ende? 


Karl-Friedrich PR verbrachte den 
Großteil seines 45-jährigen Lebens in 
diversen Anstalten: Als Kind im Wai- 
senhaus, dann Fürsorgeheim, Jugend- 
strafanstat (wegen wiederholter 
Bagatell- Diebstähle), ein halbes Jahr 
in einer psychiatrischen Klinik wegen 
Drogenmißbrauchs (vor allem Alkohol). 
Zwei Jahre in Freiheit, dann erneut drei 
im Gefängnis (wieder wegen Diebstahl 
und einem sehr ungeschickt versuch- 
ten Bankeinbruch). Nach der Entlas- 
sung Gelegenheitsarbeiten, dann 
Geldunterschlagung; aber der Ver- 
such, ins Ausland zu kommen, endete 
wieder im Knast. 

Wegen Anzettelung von Schlägerei- 
en mit Mitgefangenen und Widerstand 
gegen das Wachpersonal wurde er mo- 
natelang in eine Einzelzelle gesperrt 
und regelmäßig mit einem Depot-Neu- 
roleptikum (einem starken Psychophar- 
makon) niedergespritzt; immer stärker 
litt Karl-Friedrich P. unter Wahnvorstel- 
lungen, glaubte sich vom CIA verfolgt, 
er erzählte — offensichtlich sehr ge- 
quält — daß man ihm Elektroden in die 
Zähne gesteckt habe, mit denen ihm 

ständig fremde Gedanken ins Gehirn 
‚ eingespeichert würden, und beim lei- 
! sesten Widerstand würde er unter 
. Starkstrom gesetzt werden ... Karl- 
"Friedrich P. wurde in die zuständige 
psychiatrische Landesklinik verlegt 
und dort in den sogenannten Psycho- 
Knast („Anstalt für psychisch kranke 
Rechtsbrecher") eingesperrt. 

Nach fünf Jahren wurde er entlassen 

— körperlich und seelisch ruiniert. Er 


Neu: 


wurde in ein Rehabilitations-Wohnheim 
einquartiert, arbeitete stundenweise in 
einer Gärtnerei, streng betreut von ei- 
nem Sozialarbeiter, und bekam regel- 
mäßig stark dämpfende Psychophar- 
maka. 

Eines Tages war Karl-Friedrich P ver- 
schwunden, floh außer Landes und 
zog nach Südfrankreich, wo er fast 
acht Jahre lang lebte, gelegentlich als 
Landarbeiter das Notwendigste ver- 
diente, und während dieser Zeit kam er 
weder ins Gefängnis noch in eine psy- 
chiatrische Klinik. Einem Freund, den 
er seinerzeit in der Rehabilitations- 
gärtnerei kennengelernt hatte, schrieb 
er eine Ansichtskarte: „Mir geht es so 
gut wie noch nie in meinem Leben. 
Endlich frei. Sogar die Arbeit macht 
Spaß. Und die Leute hier auf dem Gut 
sind nett zu mir ... 

Als er erfuhr, daß seine Mutter offen- 
bar schwer krank war, kehrte er zurück 
in die BRD. Er mietete sich, noch bevor 
er seine Mutter besuchte, in eine billige 
Pension ein. Er hatte immer noch seine 
alten Dokumente aus Psychiatrie und 
Knast, Haftbefehle und richterliche 
Zwangseinweisungen; dies alles kram- 
te er in seinem Hotelzimmer zusam- 
men und steckte es, zusammen mit 
seinem deutschen Paß, in den Papier- 
korb. Innerlich überkam ihn — wie er 
später erzählte — eine mächtige göttli- 
che Eingebung, ein wundersames 
Giücksempfinden, es entstand in ihm 
das Gefühl, seine bittere Vergangen- 
heit in diesem Land endlich bereinigen 
zu müssen... und indem er den Papier- 


korb mit Feuerzeugbenzin übergoß 
und anzündete, wollte er ein sichtbares 
Zeichen seizen, künftig ein gutes und 
schönes Leben zu führen... 

Der Zimmerbrand wurde zwar noch 
rechtzeitig gelöscht, doch die Polizei 
nahm ihn mit und brachte ihn, nach- 
dem er als Ursache des „reinigenden 
Feuers“ seine „göttlichen Eingebun- 
gen” nannte, in eine Nervenklinik. 

Psychiater und Richter lasen in den 
alten Krankenakten von seiner frühe- 
ren „Gemeingefährlichkeit" und seine 
damalige Diagnose: „Psychose aus 
dem schizophrenen Formenkreis”. 
Karl-Friedrich P_ wurde nach 8 63 in ei- 
ne „Anstalt für psychisch kranke 
Rechtsbrecher“ gesperrt und ist dort 
inzwischen seit mehr als sieben Jah- 
ren — durch Isolation, Medikamenten- 
folter und andere Torturen inzwischen 
zu einer menschlichen Ruine gewor- 
den — und das alles wegen eines Zim- 
merbrandes? 

„Sachschaden DM 2,150,-;; ... kein 
Personenschaden; lediglich bei der 
brandstiftenden Person entstand eine 
schwere Brandverletzung am Daumen 
der rechten Hand. .." — „ Dieses 
Brandmal“, sagt Karl-Friedrich F, „ist 
das einzige, was mir geblieben ist von 
meinem damaligen Versuch, ein neues 
Leben zu beginnen. ... Ich möchte hier 
raus, aber die antworten mir immer: 
nächstes Jahr vielleicht, immer wieder 
ein Jahr; ich fürchte, ich komme hier 
nie mehr raus.“ 

Josef Zehentbauer 


Ihre Rechte in der 
Psychiatrie (Bayern) 


Zweite, völlig neu bearbeitete Auflage. Herausgegeben vom Beschwerdezentrum Psychiatrie 
München. Die Broschüre enthält: eine allgemeinverständliche Einführung in die Rechte 


von Psychiatrie-Patienten, Entmündigten und unter Pflegschaft stehenden Menschen sowie 


strafrechtlich. Untergebrachten;, die wichtigsten Gesetze im Wortlaut; Musterbriefe; 
Adressen von Beschwerdezentren und anderen Initiativen; im Anhang eine kurze Übersicht 
über Psychopharmaka. 100 Seiten. Preis: DM 4,-. Erhältlich in München in der Gesund- 
heitsbuchhandlung, Baaderstr. 74 (Nähe Fraunhoferstr.} und in der Buchhandlung Trampl- 
pfad, Elsässer Str. 15 (Haldhausen). Schriftliche Bestellungen an: Beschwerdezentrum 
Psychiatrie München im Selbsthilfezentrum, Auenstr. 31, 8000 München 5 (bei Versand 
zuzüglich DM 1,- Versandkosten) 
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Die Zwangsunterbringung und was man dagegen tun kann 


Ihre Familie bzw. 
Freunde bringen 
Sie in eine Anstalt 


Ihr gesetzlicher |Sie haben eine 
Vertreter (Vormund | Straftat begangen, 
bzw. Pfleger) hält |werden für psy- 
Sie für krank und | chisch krank gehal- 
einen AÄnstaltsau- | ten; man befürchtet 
fenthalt für erforder- | Wiederholung bzw. 
lich Sıe sind süchtig 


Ausgangssituation | Sie gehen freiwillig 


in eine Anstalt 


Das Gesundheit- | Die Polizei greift Sie 
samt hält Sie für | auf, weil Sie sich 
psychisch krank | auffällig verhalten, 
sowie für selbst | hält Sie für psy- 
oder fremagefähr- | chisch krank sowie 
ich für selbst- oder 
fremdgefährlich 


Maßnahmen I wendet sich ans {I} {I} wendet sich ans | Ermittlungsrichter: 
Aufnahme Amtsgericht Einlieferung Amtsgericht persöni. Anhörung 

Falls Sie später Gericht: Arzt hält Unterbringung für nötig und u + ärztl. Gutachten 

gegen den Willen I behält Sie gegen Ihren Willen in der Anstalt Gericht: =  Unterbringungs- 


der Ärzte wieder | persönl. Anhörung 
gehen wollen, kön- | + ärztl. Gutachten 
nen diese Sie trotz- |* Beschluß: Unter- 
dem festhalten und | bringung nach 
beim Amtsgericht |PsychKG / UG (in 
eine vorläufige | der Regel zunächst 
Unterbringung für 3 Monate) 
beantragen. (Verfah- ı 
ren wie bei „Poli- Einlieferung 
zei..“; siehe rechts!) 
Ansonsten: 
I 

Entlassung 
in  beiderseitigem 
Einvernehmen 


persönl. Anhörung | befehl nach $ 126a 

+ ärztl. Gutachten | StPO 

= Beschluß; Unter- 

bringung nach Vor- 

mundschaftsrecht | 
! 


Einlieferung 


wendei sich ans Amtsgericht 
ı 


Gericht: 
persönl. Anhörung + ärztl. Gutachten 
- Beschluß: vorläufige Unterbringung: 
entweder nach oder nach Vor- 
PsychKG / UG (in| mundschaftsrecht 
diesem Fall wird| mit gleichzeitiger 
kein Vormund | Bestellung eines 
bzw.Pfleger bestellt} | gesetzlichen Vertre- 
ters (Vormund bzw. 
Pileger) 


Beschwerdemög- 
lichkeit 


bei Unterbringung nach PsychKG } UG: 


bei Unterbringung nach Vormundschafts- | Antrag auf mündli- 
innerhalb von 2 Wochen beim Amtsgericht 


recht: innerhalb von 2 Wochen beim Amts- |che Überprüfung 
gericht oder schriftliche 
Beschwerde beim 
Amtsgericht oder 
Strafvallstreckungs- 
kammer des Land- 
gerichts 


Maßnahmen In der Regel spätestens nach 3 Monaten: Hauptverhandlung: 
Endgültige Unterbringung Urteil:  Unterbrin- 
gung nach & 63 
StGB (bei Gefähr- 
lichkeit) oder $ 64 
StGB (bei Sucht) 

Gericht überprüft 
von sich aus alle 12 
Monate {bei $ 69) 
bzw. alle 6 Monate 
{bei $ 64), ob Unter- 
bringung weiterhin 


notwendig 
Beschwerdemög- Der Betroffene, sein gesetzlicher Vertreter und sein Ehegatte beim Amtsgericht innerhalb | Berufung bzw. Revi- 
lichkeit von 2 Wochen sion innerhalb 1 
Woche 
Antrag auf Aufhe- Betroffener, gesetzlicher Vertreter, Ehe-| Entlassung durch Anstaltsarzt und/oder Antrag auf vorzei- 
bung der Unterbrin- gatte, Anstalt, Gesundheitsamt: ans Amts-] Pfleger ohne Gericht tige gerichtliche 
gung gericht Überprüfung an 


| Strafvollsteckungs- 
kammer des Land- 
gerichts 

Sonstiges Antrag auf Absetzung des Vormunds / Pfle- 

gers und Bestellung eines neuen (bei 

schwerwiegenden Gründen) 

Antrag auf Wiederbemündigung / Aufhe- 

bung der Pflegschaft 


Suchen Sie möglichst über ein örtliches Beschwerdezentrum o. ä. Kontakt zu einem engagierten Anwalt. Mögliche Begründungen für Ihre 
Beschwerde: 1. andere, weniger einschneidende (ambulante} Behandlungsmaßnahmen seien nicht ausgeschöpft; 2. Sie zweifeln das Gutach- 
ten des Anstaltsarztes an (dazu möglichst schriftliche Stellungnahme eines patientenfreundlichen Arztes einholen!) 
Flucht ist nicht strafbar! War ohne größere Schwierigkeiten längere Zeit draußen leben kann, beweist damit, daß seine weitere Unterbringung 
nicht nötig ist, (Dies gilt nicht für strafrechtlich Untergebrachte.) Halten Sie sich aber nach der Flucht nicht in einer von Ihnen gemieteten Woh- 
nung auf! 
Abkürzungen: PsychKG / UG = Psychisch-Kranken-Gesetz bzw. Unterbringungsgesetz (je nach Bundesland); StPO = Strafprozeßordnung; 
StGB = Strafgesetzbuch. 

Zusammenstellung: Rudolf Winzen 
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Press; Zur , 
ZA Antipsychiatrie 


Die Zwangsbehandlung 


Zulässig ist eine psychiatrische 
Zwangsbehandlung in folgenden Fäl- 
len: 

1. wenn Sie nach einem Uhnterbrin- 
gungsgesetz (UG), Psychisch- 
Kranken-Gesetz (PsychKG) oder Maß- 
regelvollzugsgesetz untergebracht 
sind, im Rahmen der Vorschriften die- 
ser Gesetze; diese sind in den Bundes- 
ländern unterschiedlich und gestatten 
in der Regel „unaufschiebbare“ 
Zwangs-Behandlungsmaßnahmen; 

2. wenn Sie unter Vormundschaft 
oder Behandlungs-Pflegschaft stehen 
und ihr Vormund oder Pfleger die Be- 
handlung genehmigt; 

3. wenn ein Notstand vorliegt, d.h. ei- 
ne schwerwiegende Gefahr für Sie 
oder andere abgewendet werden muß. 

Lassen Sie sich die Folgen der Be- 
handlung, vor allem die Wirkung von 
Medikamenten, erklären! 

Unzulässig sind folgende Maßnah- 
men: 

1. Bei Zwangseingewiesenen: Nicht 
erprobte Heilmethoden und Medika- 
mentenversuche. Generell: Experi- 
mente mit Medikamenten mit nicht er- 
forschten Nebenwirkungen. 

2, Zwangsbehandlungen mit zu ho- 
her Dosis oder solche, die nicht der 
konkreten Heilbehandlung dienen, 
sondern Strafzwecken. Bei der Dosis 
ist von der Obergrenze im „Waschzet- 
tel“ auszugehen. Der Patient darf ge- 
gen seinen Willen nicht intensiver und 
länger behandelt werden, als dies un- 
bedingt erforderlich ist. 

3. Über die „üblichen Methoden“ der 
Psychiatrie hinausgehende Eingriffe, 
also solche, die mit schwerer Gefahr 
für das Leben oder die Gesundheit ver- 
bunden sind oder den Kernbereich der 
Persönlichkeit verändern, zB. E- 
Schock oder hirnchirurgische Opera- 
tionen. Hier kann allerdings u.U. ein ei- 
gens bestellter Pfleger zustimmen. 

Gegen die Entscheidungen des Vor- 
munds oder Pflegers kann man das 
Vormundschaftsgericht anrufen. Dies 
ist im konkreten Fall oft zu spät, kann 
aber für die Zukunft vorbauen. 

In anderen Fällen der Zwangsbe- 
handlung sollte man dem behandeln- 
den Arzt — wenn möglich schriftlich — 
mitteilen, daß man mit der Behandlung 
nicht einverstanden ist, und auf einer 
schriftlichen Entscheidung des Kran- 
kenhauses bestehen. Strafrechtlich 
Untergebrachte müssen sich an den 
Krankenhausleiter oder dessen Vertre- 
ter wenden. 

Hat dies keinen Erfolg, kann man 
sich im Fall der Unterbringung nach 
UG bzw. PsychKG beim Amtsgericht 
beschweren, im Fall der strafrechtli- 
chen Unterbringung bei der Strafvoll- 
streckungskammer des zuständigen 
Landgerichts einen Antrag auf gericht- 
liche Entscheidung stellen. 


IE 


In jedem Fall ist es notwendig, das 
Gericht davon zu überzeugen, daß 
durch den Aufschub der Behandlung 
keine Gefahr für Sie selbst oder andere 
entsteht, daß Sie einsichtsfähig in Be- 
zug auf die Behandlung sind, daß aber 
andere, mildere Formen der Behand- 
lung {ein anderes Medikament, eine 


geringere Dosis, Psychotherapie) den 
Behandlungszweck weniger einschnei- 
dend erreichen. Lassen Sie sich dabei 
möglichst durch einen Arzt bzw. Gut- 
Sr außerhalb der Klinik unterstüt- 
zen! 


Rolf Marschner, Rudolf Winzen 


Zwangsmaßnahmen der Psychiatrie können vor Gericht 


angefochten werden 


Immer wieder kommt es vor, daß je- 
mand in einer akuten Krise gegen sei- 
nen Willen in eine psychiatrische An- 
stalt eingeliefert und anschließend 
zwangsweise mit Medikamenten be- 
handelt wird. Wenn derjenige keinen 
Vormund oder Pfleger hat, der (mit Ge- 
nehmigung des Vormundschaftsge- 
richtes) die Einweisung und Zwangsbe- 
handlung anordnet, muß die Anstalt 
beim Amtsgericht die Anordnung einer 
Unterbringung beantragen, und zwar 
entweder nach Unterbringungs- bzw. 
Psychisch-Kranken-Gesetz (in den 
Bundesländern verschieden} oder 
nach & 1846 bzw. 1693 BGB (Bürgerli- 
ches Gesetzbuch); im letzteren Fall 
handelt es sich um eine sogenannte 
vorläufige Unterbringung; dabei fun- 
giert bis zur Bestellung eines Vor- 
munds oder Pflegers das Gericht als 
gesetzlicher Vertreter des Betroffenen. 

Wenn nun das Gericht diese vorläu- 
fige Unterbringung verfügt (im Fachjar- 
gon mancherorts auch Notaufnahme 
genannt), dann hat es damit nicht 
auch schon automatisch die anschlie- 
Bende Zwangsbehandlung, z.B. mit 
Psychopharmaka, genehmigt. Der Pa- 
tient kann versuchen, sich gegen diese 
Zwangsbehandiung zur Wehr zu set- 
zen, indem er das Oberlandesgericht 
anruft, um die Zwangsbehandlung 
überprüfen und, wenn er großes Glück 
hat, für unzulässig erklären lassen. 
Der Münchener Rechtsanwalt Rolf 
Marschner hat im Juni 87 erstmals ge- 
richtlich feststellen lassen, daß es die- 
se Möglichkeit der Überprüfung über- 
haupt gibt. Bisher war man allgemein 
davon ausgegangen, daß das Gericht 
mit der Zwangsunterbringung zugleich 


Das "effektive" System 
des Helfens 


auch automatisch die Zwangsbehand- 
iung genehrnigt habe. 

Leider wird dieser juristische Erfolg 
für die allermeisten Patienten keine 
praktische Bedeutung haben. Die An- 
stalten und auch die Gutachter wer- 
den, sollte es wieder einmal zu einer 
solchen Klage kommen, erklären, daß 
die Zwangsbehandlung wegen Selbst- 
oder Fremdgefährdung nötig und un- 
aufschiebbar gewesen sei, d,h. man 
habe mit der Behandlung nicht bis zu 
einer gerichtlichen Anordnung warten 
können. Dieses Argument werden die 
Richter dann in der Regel auch akzep- 
tieren. Daß Psychiatrie und Justiz 
meist Hand in Hand zur Aufrechterhal- 
tung von Ruhe und Ordnung in den An- 
stalten wirken, ist ja hinlänglich be- 
kannt. 

Dennoch ist die grundsätzliche Ten- 
denz, die mit diesem Gerichtsbeschluß 
ein wenig an Boden gewonnen hat, po- 
sitiv zu werten: Die Psychiatrie kann 
nicht einfach schalten und walten, wie 
es ihr gutdünkt; sie muß sich gefallen 
lassen, daß ihre Maßnahmen — zumin- 
dest theoretisch — von außen kontrol- 
tiert werden können. Wie effektiv und 
kritisch diese Kontrolle ist, ist natürlich 
eine andere Frage! Ein Mehr an forma- 
ler Rechtsstaatlichkeit in der Psychia- 
trie ist natürlich immer zu begrüßen, 
aber noch lange nicht genug der Ver- 
änderung. 

{Eine ausführliche Darstellung des 
Sachverhalts aus juristischer Sicht gibt 
der Artikel von R. Marschner in Heft 
4/87 der Zeitschrift Recht und Psychia- 
trie, Psychiatrie-Verlag, Bonn, 1987) 

Rudolf Winzen 


Erstmals Inder Geschichte der 
Behindertenbewegung gab es 
einen übernationalen Zusam- 
menhang von Demonstratlo- 
nen. In Kassel für die BRD, In 
Berkeley für die USA. 


O 


et 


Theresia Degener, Berkeley, California 


„Das war die größte und mächtigste De- 
monstration, die wir je hatten!" Alte und 
neue KämpferINNEN der amerikani- 
schen Behindertenbewegung waren 
sich einig in dieser Einschätzung. 
Wenn auch der Papst—Besuch eine 
Woche zuvor — der das größte Stadium 
in San Francisco füllte — nicht übertrof- 
fen werden konnte, die nationale Behin- 
dertendemonstration die vier Tage lang 
— vom 28. bis 30. September — den 
Straßenverkehr in San Francisco durch- 
einander brachte, konnte sich sehen 
lassen. 

Ca. 600 RollstuhlfahrerINNEN und 
ebensoviel Fußvolk demonstrierten am 
ersten Tagfürdas Rechtöffentliche Ver- 
kehrsmittel zu benutzen. 

200 bis 300 DemonstrantINNEN fanden 
sich in den darauffolgenden drei Wo- 
chentagen ein, an denen vielfältige Ak- 
tionen stattfanden. 

Der Demonstrationsort wurde nicht ge- 
wählt, weil die Transportzustände in 
San Francisco besonders katastrophal 
sind, (wer schon einmal dort war wird 
wissen, daß die Bay Area diesbezüglich 
nahezu paradiesische Verhältnisse auf- 
zuweisen hat} vielmehr war es der 
gleichzeitig stattfindene nationale Kon- 
greß der Gegner, der San Francisco 
zum Austragungsort werden ließ. 
APTA (American Public Transit Asso- 
cialion), die nationale Vertretungsorga- 
nisation lokaler Verkehrsverbände wur- 
dedurch ihre ausgrenzendes Politik zum 
erbitterten Feind der Behindertenbewe- 
gung. 

Bislang war APTA erfolgreich: Als der 
amerlkanlsche Kongreß 1979 ein Ge- 
setz verabschladete, das alle Verkehrs- 
verbände und —organisationen ver- 


pflichtete neue Busse mit Liften auszu- 
statten, Intervenierte Apta auf gerichtli- 
chem Wege und setzte die sog. ‚local 
option‘ durch, wonach diese Entschei- 
dung den einzelnen Gemienden über- 
lassen bleibt. Bis aufdie Staaten Califor- 
nia und Michigan — die ähnliche Geset- 
ze verabschiedet haben — können seit- 
her die örtlichen Behörden entschei- 
den, ob neue Busse mit Liften ausge- 
stattet werden, oder ob stattdessen 
Fahrdienste angeboten werden. 
Letztere sind, wie in dar BRD — ein 
Scheinangebot, einige Syszteme erlau- 
ben nur 5 Fahrten im Monat, oder nur 
Fahrten zum Arzt und ähnliche „obliga- 
torische‘' Besorgungen. 
MarilynGolden, eine der ÖrganisatorIN- 
NEN der Demonstration vergleicht die 
„local option‘ daher mit der amerikani- 
schen Sklavenpolitik vor dem Bürger- 
krieg oder der Frauenpolitik vor 1920, 
als die amerikanischen Frauen das 
Wahlrecht erhielten. „Heute isteskeine 
Frage mehr, daß diese fundamentalen 
Rechte national gelten, daßsienichtvon 
Gemeinde zu Gemeinde unterschied- 
lich gehandhabt werden können.“ 

APTA jedoch führt seit Jahren eine Öf- 
fentlichkeitsarbeit, die separate Beför- 
derung von behinderten Fahrgästen 
rechtfertigen soll. Enorme Summen 
werden für den nationalen Umbau der 
öffentlichen Verkehrsmittel veran- 
schlagt: 15 Billionen Dollar soll es den 
Staat kosten. Das sei angesichts der 
Umfrage, die APTA unter Behinderten 
gestartet habe unsinnig : Die Behinder- 
ten selbst wollen danach viel lieber mit 
Fahrdiensten fahren. 

Marilyn Golden bezeichnet diese Pro- 
paganda als „lächerliche Verdrehung‘“ 


Scene 


die randschau 


von Tatsachen. 95% dieses Betrages 
müßte für antiquierts und daher sowieso 
renovierungsbedürftige Bahnsysteme 
wie die New Yorker U-Bahn (eine der äl- 
testen der Welt) aufgewendet werden. 
„Unsere Hauptforderung ist der obliga- 
torischeLift in jedem neu anzuschaffen- 
den Verkehrsmittel, 


Wird ein neuer Bus ge- 
kauft, macht der Lift nur 
7% der Kosten aus.‘ 


Und über die Ergebnisse der Umfrage 
kann sie nur lachen, denn sie weiß wie 
die gemacht wurde. „Die sind zu einzel- 
nen Behinderten gegangen und haben 
gefragt: Willst Du Dich wirklichjedesmal 
zur Bushaltestelle quälen oder möch- 
test Du nicht ganz bequem an der Haus- 
tür abgeholt werden?‘ 

Der Vergieich mit der Sklaven- und der 
Frauenpolitik deutet daraufhin, was die- 
se Demonstration für amerikanische 
Verhältnisse politisch bedeutsam wer- 
den ließ: das Recht auf Zugang zum Öf- 
fentlichen Verkehr wurde zum „civil 
right‘‘ erklärt, das wesentliche Voraus- 
setzung für die Wahrnehmung weiterer 
„‚civilrights‘ wieRechtaufArbeit, Recht 
auf Integrationsschulen usw. ist. 

Unter den vielfältigen Bündnispartnern 
(vom calitornischen Vizegouverrieur 
über das Rehamintisterium bis zur radi- 
kalen Behindertenbewegung} waren es 
daher auch die VertreterINNEN anderer 
civil righnts—Bewegungen, deren Re- 
den wesentlich zur kämpferischen At- 
mosphäre beitrugen. In USA finden 
Kundgebungen jeweils zu Anfang einer 
Demonstration statt. 
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die randschau - Scene 


Die ehemalige NOW-Präsidentin (Na- 
tional Organization for Women) Eleanor 
Smeal erklärte den gemeinsamen 
Kampf für Gleichberechtigung zur wich- 
tigsten Politik gegen die reaktionäre 
Reagan-Ära; „Die feministische Bewe- 
gung ist euer Bündnispartner, und wir 
werden nicht aufhören zu kämpfen bis 
wir alla gleichberechtigt sind. Von mei- 
ner 17 jährigen Erfahrung in der Frauen- 
politik kann ich euch nur eines raten: es 
gibt nur einen Weg Forderungen durch- 
zusetzen: Macht eine MengeKrach und 
laßt euch auf keine Kompromisse ein!“ 
Gecli Williams, Pastor einer schwarzen 
methodistischen Gemeinde in San 
Francisco und berühmtberüchtigter De- 
monstrationspfaffe erinnert an den Be- 
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freiungskampf der schwarzen amerika- 
nischen Bevölkerung. Bereits morgens 
in seiner Messe, die für viele Ausgangs- 
punkt der Demonstration war, zog er 
konkrete Parallelen zwischen Schwar- 
zen- und Behindertenbewegung: „Es 
ist noch nicht allzu lange her, daß uns 
der gleichberechtigte Zugang zu öffent- 
lichen Verkehrsmitteln verwehrt wurde. 
DamalsbotmanunsdiehinterenBussit- 
ze als Kompromiß an. Deshalb sollten 
wirallean dieser Demonstration teilneh- 
men.'‘ Mit dem Lied ‚ We shall all be 
free‘ führte er seine Schäflein sodann 
zum Kundgebungsort. 

Selbstbewußt und radikal waren die Re- 
den der VertreterINNEN der beiden Or- 
ganisationen, die die Demonstration ge- 
meinsam vorbereitet hatten: SAAT 
(September Alliance for Accessible 
Transportation), ein Zusammenschluß 
nordkalifornischer Behindertenorgani- 
sationen zum Zwecke der Demonstra- 
tion gegen APTA sowie ADAPT (Ameri- 
can Disabled for Accessible Public 
Transportation) eine seit 1983 besie- 
hende nationale Organisation der 
emanzipatorischen Behindertenbewe- 
gung. 

Stephanie Thomas, ADAPT-Organisa- 
torin aus Texas brachte die Positionen 
der zahlreichen RednerINNEN auf den 
Punkt: „Wir zahien wie jeder andere Steu- 
ern für öffentliche Verkehrsmittel, Es 
istan der Zeit einzufordern wofür wir seit 
Jahren zahlen: tobestreated with dignity. 
Together we will ride.“ (würdevoll be- 
handelt zu werden, Zusammen werden 
wir fahren.) 

Angesichts der Masse und der Stim- 
mung auf der Demonstration konnte die 
Pollzeinieht umhin, von ihrer Auflage — 


nur den Bürgersetig zu benutzen — ab- 
zugehen. Trotz zentraler Lage hielt sich 
das Verkehrschaos allerdings in Gren- 
zen, was wohl auf die gute Vorbereitung 
seitens der Sheriff-Verwaltung zurück- 
zuführen ist. 

Die war allerdingsenorm. 100 Polizisten 
mußten ein Rollstuhltraining absolvie- 
ren, um Verhaftungen durchführen zu 
können. Ebenfalls aus diesem Grunde 
wurden 75 Busse mit Lifts, 1 rollstuhlzu- 
gängliches Gymnasium {als provisori- 
sches Gefängnis) sowie 2 rolligerechte 
Toiletten gemietet. Für Medikaments 
und anderweitige medizinische Versor- 
gung war ebenfalls gesorgt. 

Sogar beim Center for Independent Li- 
ving in San Francisco hatte man um Rat 
für das Rollstuhltraining angefragt. Dort 
konnte mensch wegen „Zeitmangel'' 
allerdings erst Trainingstermine nach 
den Demonstrationstagen anbieten... 
Die Vorbereitungen waren nicht um- 
sonst. Insgesamt wurden 137 Verhaf- 
tungen während der vier Tage durchge- 
führt. Bei Blockadeaktionen ließ sich. die 
Polizeiso wenig wie die DemonstrantiN- 
NEN auf Verhandlungen ein. Und 
blockiert wurde viel: Busse, die bsrühm- 
ten cable cars, das Civic Center, sowie 
das Moscone Center, in dam der APTA 
Kongreß tagte. 

Die TeilnshmerINNEN mußten über 
Krücken und Rollstühle steigen, wollten 
sie an dem Kongreß rechtzeitig teilnsh- 
men. Jedenfalls bis zu dem Zeitpunkt 
der jeweiligen Verhaftungen. 

Als die KongressteilnehmerINNEN wie- 
der in ihr Hotel zurückkehren wollten, 
sahen sie sich jedoch mit der gteichen 
Situation konfrontiert. 

Schutz boten nur Treppen und andere 
Möglichkeiten der Rollstuhlunzugäng- 
lichkeit. So wurden im Hilton Hotel die 
Aufzüge und Rolltreppen ab-, sowie der 
einzige rolligerechte Eingang mit Bau- 
stellenmaterial zugestellt (angeblich 
wegen Problemen mit der Fußboden- 
heizung). 

Gleiches widerfuhr RollifahrerINNEN, 
die der örtlichen Verkehrsbehörde ei- 
nen Besuch abstatten wollten. 
Insgesamt herrschte jedoch auch am 
vierten Tag noch gute Stimmung unter 
den DemonstratINNEN. Spätestens 
nach 24 Stunden waren die jeweiligen 
Verhafteten wieder auf freiem Rollibzw. 
Fuße: die meisten Anklagen und BußB- 
gelder wurden fallengelassen. 

Die kläglichen Versuche von APTA die 
DemonstratINNEN mittels öffentlicher 
Erklärungen und Flugblätter zu diskre- 
ditieren schlugen fehl. 

Presse und Fernsehen — obgleich von 
der Radikalität der Forderungen etwas 
schockiert „sogar unsere schönen tra- 
ditionellen cable cars wollen die umge- 
baut haben‘ — waren wie das Wetter 
auf Seiten der Behindsrtenbewegung. 


ö sseL — 
FÜ „BE 
errors E'Fün DIE 
SEGUNG“ 
DerErfolg 


„Wir Menschen im Rollstuhl werden so- 
lange stören, bis die Politiker uns hö- 
ren!‘ „Der StaatläßtunsamLeben, am 
Lebenteilhaben läßt er unsnicht!', „So- 
lidarität mit den Behinderten in Helsinki 
und San Fransisco!‘' — die Kasseler 
Bürger staunten nicht schlecht, als ihr 
samstäglicher Einkaufsbummel durch 
einge bundesweite Demonstration von 


Behindertengruppen und Krüppelinitia- 


tiven gestört wurde. Mit dem Ruf „Bus 
undBahn für alle‘ ging esvom Kasseler 
Hauptbahnhof in die Einkaufszeile der 
Stadt. Neben den markigen Sprüchen 
auf den Transparenten wurden den ver- 
dutzterı Passanten Flugblätter in die 
Hände gedrückt, wo sie nachlesen 
konnten, worum es den demönstrieren- 
den knapp 300 Behinderten ging: 
„Öffentliche Verkehrsmittel sind in der 
Bundesrepublik noch immer für alte 
Menschen, Hörgeschädigte, Sehbehin- 
derte und Körperbehinderte gar nicht 
oder nur eingeschränkt benutzbar. Zu 
hohe Stufen, schmale Türen, fehlende 
Leuchtschriftanzeigen, fehlende Fahr- 
pläne in Blindenschrift und Großdruck 
sowie fehlende Ansagen der jeweiligen 
Stationen sind dabei die Hauptproble- 
me.‘ Natürlich geht es auch anders: Es 
gibt technische Lösungen, Busse und 
Bahnen so auszurüsten, daß sie von al- 
len benutzt werden können. Obwohl 
sich diese Fahrzeuge in wenigen Städ- 
ten{modellhaft) bewährt haben, weigert 
sich der Verband öffentlicher Verkehrs- 
betriebe (VöV), verbindlich vorzuschrei- 
ben, daß die Busse und Bahnen für Be- 
hinderte zugänglich sein müssen. Da- 
bei haben diese Verkehrsbetriebe die 
gesetzliche Verpflichtung, auch behin- 
derte Personen zu befördern, wofür sie 
— und das ist ein weiterer Skandal — 
staatliche Ausgleichszahlungen in Mil- 
lioanenhöhe einstreichen. 

Während der Demonstrationszug kurz 
halt machte, wurde vom Lautsprecher- 
wagen erläutert, warum diese Demo 
sich solidarisch mit Helsinki und San 
Fransisco verbunden fühlte: In diesen 
Tagen trugen auch in diesen Städten 
Behinderteihren Protestgegen die Aus- 
grenzung aus dem Alltag auf die Straße. 
Dabei kam es im kalifornischen San 
Fransisco zu Auseinandersetzungen 


Scene - die randschau 


DEMO Madein Germany 


mit der Polizei: 126 Behinderte wurden 
vorübergehend festgenommen, als sie 
den Verkehr stellenweise zum Erliegen 
brachten. Die 1200 demonstrierenden 
US- amerikanischen Krüppel verlang- 


ten die Einhaltung eines erst 1986 ver- 
abschiedeten Gesetzes, wonach sämt- 
liche von den Verkehrsbetrieben neu 
angeschafften Busse über eine Hebe- 
bühne verfügen müssen. Gegen diese 
Anordnung hat der dortige Verband der 
kommunalen Verkehrsbetriebe geklagt 
mit dem Erfolg, daß statt der behinder- 
tenfreundlich ausgerüsteten Busse 
auch ein Sonderfahrdienst eingerichtet 
werden kann. 

Zur Konfrontation mit den Ordnungshü- 
tern kam es in Kassel nicht. Auf der Ab- 
schlußkundgebung trugen die Redner 
sachlich vor, was sie an den speziellen 
Fahrdiensten für Behinderte neben der 
praktischen Ausgrenzung nervt: Lange 
Anmeldezeiten, begrenzte Fahrtenkon- 
tingente, zu wenige Fahrzeuge, häufige 
Pannen und Absagen - von Mobilität 
schlichtwegkeine Spur. Laune kam auf, 
alsein sozialdemokratischer Stadtvater 


am Rande der Kundgebung Nachden- 
kliches äußerte: ‚Wir werden alles nur 
mögliche tun, um den Nahverkehr in 
Kassel für Behinderte zugänglich zu 
machen. Wir müssen wohl umdenken. 


Das müssen „sie‘‘ in der Tat — immer- 
hin entsteht in Kasselein moderner neu- 
erBahnhof, dessen Zugänge mit sostei- 
len Rampen geplant sind, daß sie abso- 
lut ‚rollstuhlsicher‘‘ sind. 

Nachdem der „Krüppel-Fower''-Blues 
die Kundgebung in der Einkaufspassa- 
ge beendet hatte und die Teilnehmer 
grüppchenweise entschwanden, ent- 
schlossen sich einige Krüppel zur spon- 
tanen Blockade einer naheliegenden 
Kreuzung. Das wütende Hupkonzert 
der wartenden Autofahrer ergänzte sich 
mit verständnislosen Kopfschütteln in 
den blockierten Straßenbahnen. Dieser 
wenige Minuten währende Protest wur- 
de beendet, als die meisten der Mei- 
nung waren, es bei dieser ehar symboli- 
schen Kurzaktion zu belassen. Über- 
wiegender Tenor der Teilnehmer an die- 
ser Demonstration: Ein schöner Erfolg. 


die randschau - Scene 


Die Schlappe 

Seitmehr als zehn Jahren leistet die Be- 
hindertenbewegung Überzeugungsar- 
beit für den behindertanfreundlichen öf- 
fentlichen Nahverkehr, sis hat beste- 
chende Argumente und darüber hinaus 
realistische Konzepte entwickelt, sie 
weistimmer wieder aufdasohne großen 
Aufwand technisch Machbare hin und 
geht seit Jahren für die sigens Mobilität 
auf die Straße — und was passiert: Au- 
Ber vereinzelten Vorzeigemodellen wer- 
den wir jahrein, jahraus und von Ham- 
burg bis München „auf den Arm‘, nicht 
ernst genommen. Eins ausgemachte 
Sauerei. Dazu eine bundesweite De- 
monstration mit geradzu mal 300 Tein- 
lehmern ist auf diesem Hintergrund für 
mich eher ein Flop. Was für Kassel ein 
sicher beeindruckendes Ereignis war, 
hätte man auch so konzipieren sollen — 
als ein regionales Großeraignis. 

Wo war dieEmpörungüberdieAussper- 
rung aus dem Alltag geblieben, wie ich 
sie aufeiner bundesweiten Demo erwar- 
tet habe? In den Redebeiträgen auf der 
Abschlußkundgebung waren scharfe 
(und neue) Tönenichtzuhören— imGe- 
genteil: Der gute Hans Aengenendt er- 
zeugte eineschon fast pastoral-gütliche 
Atmosphäre und als die Marburger 
Krüppel-Iniihre Songs zum Besten gab, 
saßen schon längst etliche im Straßen- 
cafe und verliehen dem ganzen einen 
Hauch von einer kritischen Kurprome- 
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naden-Veranstaltung. Es muß auch die 
Frage gestellt werden, ob ss sich ge- 
lohnt hat, dieses Demo mit der BAG ‚„‚Hil- 
fe für Behinderte‘' durchzuziehen. 
DennHansAengenendtstehtdersman- 
zipatorischen Behindertenbewegungin 
vielen Fragen offen gegenüber, auf ei- 
ner solchen Demo wird er aber vor allem 
als Vorsitzender der Bundesarbeitsge- 
meinschaft Hilfe für Behinderte gese- 
hen — einem Zusammenschluß von 
über 40 etablierten Behindertenveresi- 
nen, aus deren Reihen Positionen ver- 
treten und Entwicklungen eingeleitet 
werden, die „unseren‘ Forderungen 
und Überlegungen entschieden entge- 
genstehen: Sei es der vehement betrie- 
bene Ausbau der Werkstätten oder das 
Festhalten am Konzept der Sonder- 
schulen, sei es praktizierte Aussonds- 
rung im Wohnbereich {Mitglied der BAG 
H: Alsterdorfer Anstalten) oder die feh- 
lende Distanz zur Zwangssterilisation, 
sei es die Begeisterung für die Segnun- 
gen der Gentechnik oder das Kungeln 
mit der chemischen Industrie — für alle 
diese Dinge wären Mitgliedsvereine der 
BAG H zu nennen. Nun läßt sich viel- 
leicht darüber streiten, ob man sich 
trotzdem in bestimmten Fragen diese 
mitgliederstarke Organisation zum 
Bündnispartner macht ( und damit ein 
Stück der kritischen Distanz in den Au- 
gen der außentstshenden Bsobachtern 
aufgibt), um eine Demonstration der 


Stärke hinzulegen. Da aber nicht zwei- 
oderviertaussnddurchKasseis Straßen 
rollten oder humpeliten, ist ein solches 
Ansinnen in Kassel gescheitert. 

Nach zehn Jahren mühsamen Abstram- 
pelns ist unübersehbar, dases Grenzen 
von Aufklärungskampagnen gibt, Wo 
diese liegen und ob wir sie schon er- 
reicht haben, wäre eine Diskussion 
wert; zu klären wäre auch die Frage, 
welchen nachhaltigen „Erfolgswert‘ 
bundesweit ein Standbild in einer 
abendlichen Nachrichtensendung be- 
sitzt angesichts des Schrittes einner bun- 
desweiten Demo, die auch immer den 
politischen Charakter der letztmögli- 
chen Manifestation trägt. In diesem Sin- 
ne verstand sich die bundesweite De- 
monstration 1980 gegen das ‚‚Skandal- 
urteil‘‘ (Richter Tempe! hatte Schaden- 
sersatz für den Anblick von Behinderten 
im Urlaubfür angemessen gehalten), an 
der in Frankfurt 5000 Protestierende 
teilnahmen. Wirkte da ein Mann wie Er- 
nst Klee so mobilisierend oder war es 
der Umstand, daß wir von der Justiz in 
die Ecke des „Unwarten“ gestellt wur- 
den? Lockt der Dauerbrenner Nahver- 
kehr keinen mehr aus dem Sessel oder 
ist der Zeitgeist gegen uns? Antworten 
müssen gefunden werden, damit wir un- 
sere Kräfte künftig da ansetzen, wo eta- 
blierte Verbände lange nicht oder nur 
zaghaft dan Mund aufmachen. 

Udo Sierck 


ZUR UMRÜSTUNG VER- 
PFLICHTEN 


Stellen wir uns vor; A, bekommt einen 
Anruf von seiner Bekannten B. und ver- 
abredetsich spontan mitihr, umsieinei- 
nem CafeinderInnenstadtzutreffen. Er 
fährt mit seinem Elektrorollstuhl aus sei- 
nem Haus zur nächsten Haltestelle, 
nimmt den Bus der Linie X und steigt 
dann in die Straßenbahn der Linie Y um 
und steigt in der Nähe des Cafes in der 
Innenstadt aus. Die Bekannte B. nimmt 
derweil ein Taxi zum Bahnhof das nörd- 
lichen Stadtteils, das sie mit den Be- 
rechtigungsscheinen für den Behinder- 
tenfahrdienst bezahlt, wird von dem Ta- 
xifahrer in ihrem Handrollstuhl zum 
Bahnsteig gefahren, nimmt den Nah- 
verkehrszug zum Hauptbahnhof, steigt 
in die Straßenbahn um und ist zwei Hal- 
testellen weiter amZielort, demverabre- 
deten Treffpunkt. 


So einfach könnte die Fahrt im Nahver- 
kehrsbereich aussehen. Ein Verkehrs- 
verbundsystem von Taxen und Behin- 
dertenfahrzeugen mit den umgerüste- 
ten Bussen, Straßen- und S-Bahnen 
bzw. U-Bahnen, ermöglicht mit minima- 
lem finanziellen, technischen und orga- 
nisatorischen Aufwand die vollständige 
Öffnung des Öffentlichen Personen- 
nahverkehrs (ÖPNV) für Rollstuhlfah- 
rer, Gehbehinderte und andere Ver- 
kehrsbehinderte. Die Tatsache, daß die- 
ses noch nicht geschehen ist, ist aus- 
schließlich auf die Dickfälligkeit, Igno- 
ranz und Dummheit der Vertreter der 
Verkehrsbetriebe, insbesondere ihrer 
gemeinsamen Interessenvertretung im 
Verband der öffentlichen Verkehrsbe- 
triebe zurückzuführen. 


Was läßt sich hiergegen tun? 

Wir haben meines Erachtens genügend 
Argumente, Widerlegungen und neue 
Ideen angehäuft, ohne den erhofften 
Fortschritt zu erzielen. Wir haben diver- 
se Demonstrationen durchgeführt, die 
regionale Fortschritte oder zumindest 
Bewegung in die politische Diskussion 
um die Umrüstung des Nahverkehrs ge- 
bracht haben, Wir haben mit der zentra- 
len Aktion gegen den Verband öffentli- 
cher Verkehrsbetriebe in Hannover im 
tezten Jahr diesen kräftig geärgert und 
öffentlich ins Unrecht gesetzt. Die bun- 
desweitse Grundsatzentscheidung für 
die Öffnung des ÖPNV steht noch aus, 
obwohl sie überreif ist. 

In den nächsten Jahren wird der Bustyp 
der neunziger Jahre in Dienst gestellt, 


AHNEN 


ohne Hebebühne und Niederflurkon- 
zept. Wir müssen deshalb | etztbun- 
desweit die Berücksichtigung unserer 
Bedürfnisse in der nächsten Busgene- 
ration durchsetzen. Es hilft überhaupt 
nichts, wenn Neoplan einen geeigneten 
Großraumbus entsprechend unseren 
Wünschen produziert, München hier- 
voneinige Fahrzeuge anschafft, die an- 
deren Städte aber bei ihren bewährten 
Marken Mercedes Benz und MAN blei- 
ben, die natürlich nicht rollstuhlgerecht 
sind. Unsere Forderung war und ist da- 
her, daß Hebebühnen undRollstuhlptät- 
ze verbindlich durch das sogenannte 
Lastenheft für die Hersteller vorge- 
schrieben werden. 

Wer könnte den Herstellern Lifte vor- 
schreiben? 

Das Lastenheft wird von dem Verband 
öffentlicher Verkehrsbetriebe (VöV) zu- 
sammengestellt. Dieser hat aber über- 
haupt kein Interesse uns zu berücksich- 
tigen. Werkannihn aberdennoch da- 
zu zwingen? Der Gesetzgeber! Natür- 
lich habe Ich nicht die !llusion, daß wir 
nureinen Gesetzentwurfinden Bundes- 
tag lancieren müssen und sämtliche 
Fraktionen von CSU bis GRÜNE stim- 
men diesem begeistert zu. Äber ich 
glaube, daß mit einem klaren, knappen 
undeinsichtigen Entwurffürdieses häu- 
fig diskutierte Themaeinestarke Öffent- 
lichkeit herzustellen ist. 

Was muß der Entwurf beinhalten? 

Im Personenbeförderungsgesetz 
{PBefG) muß verbindlich vorgeschrie- 
ben werden, daß die Unternehmen zur 


$ Recht : die randschau 


FÜR ALLE! 


behindertengerechten Ausgestaltung 
der Verkehrsmittel und Verkehrsflä- 
chen verpflichtet sind ($22 Nr.4 PBefG). 
Wird diese Verpflichtung nicht erfüllt, so 
ist ihnen die Betrisbsgenehmigung zu 
versagen ($13 Abs.2 Nr.2d PBefG). Be- 
reits bei der Antragsstellung sollen die- 
se Angaben extra aufgeführt werden 
(812 Abs.5 PBefG). Vertreter von Behin- 
derteninitiativen oder -verbänden müs- 
sen vor der Erteilung der Genshmigung 
angehört werden ($14 Abs.1 Nr.1 f, 2e 
und 3c PBefG), Ist ein Verkahrsunter- 
nehmen nicht bereit die notwendigen 
Umrüstungen vorzunehmen, kann die 
Genehmigung wieder zurückgenom- 
men werden (825 Abs.2 Nr,4 PBefG). 
Um die Umrüstung zu finanzieren, sol- 
len vorerst 50% der Fahrgelderstattun- 
gen nach dem Schwerbehindertenge- 
setz für die unentgeltliche Beförderung 
im öffentlichen Personennahverkehr 
verwendet werden, Wer nicht bis Jah- 
resende 1987 oder eventuell 1988 ein 
Konzept zur stufenweisen Umrüstung 
vorgelegt hat, verliert das Recht auf die- 
se Erstattungen. 


Mit diesen wenigen Vorschriften könnte 
ausreichend Druck auf die Verkehrsbe- 
triebe ausgeübt werden, um sie zum 
Einlenken zu bewegen. Von uns hängt 
es ab, ob wir dieses Gesetz mit ganü- 
gend öffentlichem Druck versehen, daß 
es die erhoffte Wirkung entfaltet. DIE 
GRÜNEN sind bereit das Gesetz inden 
Bundestag zu bringen. Verstärken wir 
die öffentliche Debatte darüber. 

Horst Frehe 
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die randschau : Scene 


Am 1. Oktober 1957 kam das Schlafmit- 
tel Contergan in den Handsl. Zum 30. 
Jahrestag trafen sich in Stolberg bei 
Aachen ca 100 Conterganbehinderte, 
um an die üblen Foigen dieses Arznei- 
mittelskandals zu erinnern. Um 12 Uhr 
nachts stellten Betroffene vor der Firma 
Grünenthal unzählige Kerzen auf, um 
der 4000 Contergan-Toten zu geden- 
ker. Am nächsten Morgen trafen sie 
sich wieder vor dam Werksgelände. 
Weder die Arbeiter noch die Mitarbeiter 
der Chefetagen, geschweige denn der 
Chef selbst, erschienen. 


Die „Contls' bllsben unter sich. Um 12 
Uhr machten sie sich auf zum Kalser- 
platz in Stolberg. Vereinzelte Neugieri- 
ge sahen die Contis vorbeimarschieren 
und »rollen, die Fußgängerzone wirkte 
wie ausgestorben, Nur die Kinder frag- 
ten; Wo gibts denn diese Luftballons? 
Es waren schwarze Luftballons mit der 
Aufschrift : 30 Jahre Contergan. 

Wir erreichten den Kaiserplatz, wo Kir- 
mesbuden aufgebaut waren, Die Kund- 
gebung verlief wie alle Aktionen zu die- 
sem Anlaß friedlich. Es gab keine Ge- 
walttätigkeiten, wie sie die Firma Grü- 
nenthal prophezeit hatte, um die Veran- 
staltung zu diffamieren. 

Werner Wittpoth vorn Ortsverband Köln 
betonte, daß nicht die Kinder später ihre 
behinderten Eltern unterstützen sollen, 
sondern daß die Verantwortlichen 
selbst zu zahlen haben, Er sah auch 
Tschernobyl und die Atomindustrie 
überhaupt In diesem Zusammenhang, 
wodurch verantwortungsloses Handeln 
tausende von Menschenleben aufs 
Spielgeseiztwerden. Alle Politiker müß- 
tan sich dessen bewußt werden, abenso 
jeder Bürger, der jJadavon betroffen sein 
könnte. 

Claudia Schmidt vom Contergange- 
schädigten Hiltgewark rollte die Sache 
von vorn auf, Damals in den50er Jahren 
pries die Grünenthal Chemia Contergan 
als Ihr „stärkstes Kind‘. Erst im Mai 61 
wurde die Rezeptpflicht eingeführt, 
nachdem Fälle achlimmster Miäblldun- 
gen Im Zusammenhang mit der Elnnah- 
me von Contergan festgestellt wurden. 


Der Aufmarsch der 


Contis 


Am 25. November 61 wurde Contergan 
aus dam Handel gezogen. Die Betroffe- 
nen erhielten bis heute keine angemes- 
sene Entschädigung. Claudia Schmidt 
appellierteandieContis, deren Angehö- 
rigen und behandelnden Ärzte, sich zu- 


sammenzuschließen, denn erst dann 
stünden marktwirtschaftliche Interes- 
sen hinter den Interessen des Einzelnen 
zurück. 

Aber nicht nur, daß die Contis mit finan- 
zieller Not zu kämpfen haben, sie müs- 
sen auch mit den Folgeschäden von 
Contergan leben, z.B. mit Arthrose oder 
der Tatsache ständiger Schmerzen, 
Als besonders negativ erwähnte sie, 
daß der Bundesverband der Contergan- 
geschädigten sich von dieser Demo di- 
stanziert hat. 

Andreas Meyer von der Föderation der 
Oonterganbehinderten war von Grü- 
nenthal gewarnt worden. Die Firma hat- 
te Ihm Gewalttätigkeit untergeschoben. 
Der Jurastudent, der eins Dokumenta- 
tion zum FallConterganerstellthat, sag- 


te dazu, daß es eina Verhöhnung der 
Körperschäden sel, unddaß Grünenthal 
damit den Hilflosen zum Attentäter und 
den Attentäter zum Hilflosen machen 
will. Die Contis müßten die Wahrheit 
über Contergan und die Praktiken der 


Familie Wirtz verbreiten, die als Eigen- 
tümer der Chemie Grünenthal warnen- 
de Ärzte durch Detektive beschatten 
ließ. Wirtz sagte zu der Arznelmitteikata- 
strophe, dasallesseilediglich mit einem 
Autounfallzu vergleichen. Dementspre- 
chend verhielten sich auch die deut- 
schen Gerichte, die das Contergan 
Strafverfahren wegen Geringfügigkeit 
einsteliten. Die Justiz schützt damit die 
Pharmaindustrie, nicht den Bürger. An- 
dreas Meyer meinte, man müsse die Öf- 
fentlichkelt dazu aufrufen, den Pharma- 
verfahren mehr Aufmerksamkeit zu 
schenken, und damit Katastrohen wie 
Contergan zu verhindern, 

Als Fazit das Zitat eines Betroffenen: 
das Schlafmittel Contergan habe Ihm 
viele schlaflose Nächte bereitet, 


Anne gen sen 


Ghetto dierandschau 


DIE AUSSONDERUNG 
GEHT WEITER! 


Blinder Pädagoge darf 
keine blinden Schüler 
lehren 


Dem Behindertenpädagogik- 
Studenten Udo Holtmann hat die Ham- 
burger Schulbehörde die praktische 
Ausbildung verwehrt. Holtmann, selbst 
blind, hatte Körperbehinderten- und 
Blindenpädagogik sowie Englisch mit 
dem Ziel studiert, Blindenlehrer zu wer- 
den. Als er sich im Februar diesen Jah- 
res umein Referendariat bewarb, mußte 
er sich amtsärztlich untersuchen las- 
sen. Das Ergebnis bekam er einen Tag 
vor seinem letzten Prüfungstermin im 
Juni mitgeteilt; Die Schulbehörde lehn- 
te eine Bewerbungfür das Auswahl- und 
Zulassungsverfahren zum Referenda- 
riat ab. 

Die Begründung der Ablehnungzielt auf 
die Behinderung: SeinekörperlicheEig- 
nung sei „nicht adäquat‘. „Die Unter- 
suchung hat nach Mitteilung der Perso- 
nalärztin ergeben, daß Sie aufgrund der 
Behinderung einen wasentlichen Teil 
der zu einer ordentlichen Ausbildung 
gehörenden Aufgaben und Anforderun- 
gen nicht erfüllen können.‘ Holtmann 
wundertsichindesüber die Kriterien der 
Amtsärztin: Die ‚hat mir Blut abgenom- 
men, mich geröntgt, ein EEG erstellt. 
Wie kann sie da feststellen, daß ich den 
Aufgaben körperlich nicht gewachsen 
bin?“ 

Udo Holtmann drang auf ein Gespräch 
mit Vertretern der Behörde und seinas 
Fachbereichs, Ergebnis: Man sicherte 
ihm ein Referendariat in Hamburg zu, 
wenn er bereit sei, ein zweites Lehrfach 
neben Englisch zu studieren, Neben der 
Benachteiligung dieser erzwungenen 
Zusatzqualifikationhieß es in der schrift- 
lichen Bestätigung der Behörde, daß 
nur voraussichtlich‘ nach der Prüfung 
sine Einstellung erfolgt. 


Als nächste Variante kam die Schulbe- 
hörde mit dem Vorschlag, sich für das 
Referendariat an Volks- und Realschu- 
ler zu bewerben. Zusatzstudium undfi- 


nanzielle Belastungen würden dann 
wegfallen, allerdings auch die Chance, 
Blindenpädagoge zu werden. Unter- 
stützung erhielt Holtmann in dieser Si- 
tuation vorn Leiter dar Hamburger Blin- 
den- und Sehbehindertenschule, Ger- 
hard Jeschke: Erhält Holtmann für ‚voll 
einsetzbar‘, für die Arbeit mit Körperbe- 
hinderten sei zwar eine Hilfskraft vonnö- 
ten, aber dies sei ‚eine organisatori- 
sche Frage der Schulbehörde‘', 

Die Behörde begründet ihre ablehnen- 
de Haltung mit dem bei Blinden fehlen- 
denBlickkontakt. Schon das vorsichtige 
Nachhaken, ob denn wenigstens ein 
Versuch unternommen werden könne 
(Holtmann hat immerhin ein vierwöchi- 
ges Praktikum vorzuweisen), stößt auf 
Ablehnung: „Das hängt nicht vom Pro- 
bieren ab, wenn man was nicht kann“ 
befindet Günther Asseburg von der 
Schulbehörde. 

Angesichts dieser starrköpfigen Hal- 
tung hat sich Udo Holtmann mit dem Zu- 
satzstudium abgefunden. Ein blinder 
Kommilitone hingegen erwägt juristi- 
sche Schritte. Es steht zu befürchten, 
daß das Vorgehen gegen Udo Holtmann 
kein Einzelfalt in Hamburgs Schulland- 
schaft bleiben soll. Die Initiative behin- 
derter und nichtbehinderter StudentIN- 
NEN will jedenfalls am Ball bleiben. 
Kontakt: Mechthild v. Heusinger, Vier- 
bergertwiese 6, 2000 Hamburg 74 


Behinderte Nachbarn 
unerwünscht 


In Ahrensburg bei Hamburg verhindert 
eine Nachbarin den Bau von sieben Be- 
hindertenwohnungen und einem Inte- 
grationskindergarten, weil die Frau den 
Wohn- und Verkaufswert ihres Hauses 
beeinträchtigt sieht. 


Zur Vorgeschichte: Der Trägerverein 
dar geplanten Projekte, die örtliche ‚Le- 
benshilfe‘, hatte 1986 das ehemalige 
Verwaltungsgebäude der AOK (Allge- 
meine Ortskrankenkasse) In Ahrens- 
burg für 1 Millionen Mark erworben. Mit 
der erteilten Baugenehmigung der 
Stadt begann im November letzten Jah- 
res der Umbau. Als für 500.000 DM der 
Rohbau des Kindergartens fertig war, 
reichte die Nachbarin beim Verwal- 
tungsgericht Schleswig Klage gegen 
die Nutzungspläne ein. Sie berief sich 
auf einen Briefwechsel mit der AOK aus 
dem Jahre 1959, in der die Krankenkas- 
seihr zugesichert hatte, daß das Gebäu- 
de auch nach einem Verkauf nur für Bü- 
ro — und Verwaltungszwecke genutzt 
werde. Gegen die Behinderten — so die 
Klägerin — habe sie nichts, ihr ginge es 
ausschließlich um die Abmachungen... 
Das Verwaltungsgerichtstoppte darauf- 
hin den Kindergartenbau, genehmigte 
aber den Bau der Wohnungen mit der 
Begründung, daß man in einem Wohn- 
gebiet den Wohnungsbau nicht verbie- 
ten könne. Die Klägerin ging in die zwei- 
te Instanz — und hatte jetzt vollends Er- 
folg: Das Oberverwaltungsgericht gab 
der Klags nach Durchsicht der Akten, 
nicht des Gebäudes, durch eine einst- 
weilige Verfügung mit der Begründung 
statt, bei Wohnungen für Behinderte 
könne es sich um ein Wohnheim han- 
deln und dafürmüsse man eine Ausnah- 
megenehrigung beantragen. 
Währendinzwischen die die Baugeneh- 
migung erteilende Stadt Ahrensburg 
gegen den Baustopp des Kindergartens 
Beschwerde eingelegt hat, setzte die 
Klägerin noch eins drauf: Inzwischen 
hat sie 150.000 DM Schadensersatz ge- 
fordert für den Fall, daß ‚„‚wertmindern- 
de‘‘ behinderte Menschen in die Nach- 
barschaft ziehen. Der Trägerverein 
(„Wir sollen zahlen, damit die Klage zu- 
rückgezogen wird.'‘) geht jetzt in das 
Hauptverfahren unter Zeitdruck: Leute, 
die im August in die Wohnungen ziehen 
wollten, haben teilweise ihre Mietver- 
hältnisse bzw. Heimplätze gekündigt. 
Udo Sierck 
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DIE EINWEISUNG 


Um 18.00 Uhr gibt es Abendbrot, rief 
Mutter mir ins Zimmer hinüber... Bald 
daraufkamsieundschob mich in dieKü- 
che... Andiesem Abend war ich amgan- 
zen Körper verkrampft, meine Arme ge- 
horchten mir nicht. Ruhig, ruhig, sagte 
mein Bruder zu mir, der schon am Tisch 
saß. Du sollst ruhig sein, sagte mein Va- 
ter, du.hast dir das alles selbst zu ver- 
danken. 

50 sehr ich mich auch bemühte, mein 
Körper gehorchte mir nicht. Meine Ge- 
danken kreisten immer wieder um das 
Thema, daß ich morgen fort mußte, fort 
in die Psychiatrie. 

Als wireineWeileamTischsaßen, sagte 
meine Mutter, die mich fülterte, morgen 
wirst du von einem Pfleger gefüttert. 
Wie konntest du uns das nur antun, sag- 
te sie zu mir, Und dann brach sie in Trä- 
nen aus... 

Es herrschte eine gedrückte Stimmung. 
Ich wußte, daß es für mich keinen Aus- 
weg gab. Es schien, als würde die Zeit 
stillstehen...Wie verfluchte ich meinen 
Körper, wie verfluchte ich alles, was ich 
in der Schule gelernt hatte. Nichts, aber 
auch gar nichts hat dieses alles ge- 
bracht. Ich hatte Angst, große Angst, 
und niemand konnte mir helfen. Denn 
morgen mußte ich in die Psychiatrie, 
weil ich einen Beschluß auf zwei Jahre 


26 


hatte. Ich hatte eines Tages in der Werk- 
statt angefangen herumzutoben und 
dabeiandere Leute gefährdet. Dastellte 
man mich einem Nervenarzt vor, und 
der hielteine Einweisung fürnotwendig. 
Ich war 20 Jahre alt und Spastiker, voli- 
kommen auf die Hilfe anderer Leute an- 
gewiesen. Die einzige Möglichkeit, die 
mir geblieben war, um mich zu wehren 
bestand darin, daß ich schrie und um 
mich schlug. 

Für die Werkstatt war ich ein Pflegefall. 
Nach dem Abendbrot wurde ich von Va- 
ter gebadet und ins Bett gebracht. Mein 
Vater hatte an diesem Abend große 
Schwierigkeiten, mich auszuziehen, 
weil ich so verkrampft war. 

In der Nacht konnte ich nicht schlafen. 
Ich schrie und tobte herum. Gegen 1.00 
Uhr kam Mutter in mein Zimmer. Sei ru- 
hig, sagte sie, wir wollen schlafen. Und 
irgendwann in der Nacht schlief ich ein. 
Um7.00 Uhr morgens zog mir Mutter die 
Decke weg. Wach’ auf, sagte sie, um 
8.30 Uhr kommt der Krankenwagen. Ich 
konnte kaum aus den Augen gucken. 
Mutter zog mich an und sezte mich in 
den Rollstuhl, keiner sagte dabei ein 
Wort... Das hätte die ohnehin gereizte 
Stimmung auch nur noch angeheizt. 
Plötzlich fing Mutter an zu weinen. Wa- 
rum kannst du dich nicht wie andere be- 


hinderte Menschen aufführen? Warum 
nur, warum? Hast du nichtallesgehabt? 
Warum mußt du uns das antun? 

Sie konnte sich kaum beruhigen. Und 
ich hatte keine Möglichkeit sie zu beru- 
higen. . 
Vater schob mich mit dem Rollstuhl in 
die Küche. Paul, mein Bruder, saß 
schon am Tisch, Mutter schüttete Kaf- 
fee ein. Niemand sprach. Mutter setzte 
sich neben mich und gab mir mein Früh- 
stück. Ich traute mich nicht, den Mund 
aufzumachen... 

Dann, gegen 7.40 Uhr mußte Paul zur 
Arbeit. Mach's gut, Karl, sagte er zum 
Abschied, du darfstnichtden Mutverlie- 
ren. Nun saß ich eine Weile alleine am 
Tisch. Ich blickte in der Gegend herum 
und dachte, wenn ich doch nur nicht fort 
müßte! Ich malte mir schon aus, wie es 
sein würde, wenn man mich als geistig 
Behinderten behandeln würde. Und ich 
hatte keine Möglichkeit, das Gegenteil 
zu beweisen... 

Es klingelte. Zwei Männer kamen. Sie 
sagten, guten Morgen, wir wollen Ihren 
Sohn abholen. Bitte warten Sie, sagte 
meine Mutter, ich werde mit Ihnen fah- 
ren. Mutter kam zu mir, zog mir die 
Jacke an und schob mich raus. Dann 
nahmen die beiden Männer mich mit 
meinem Rollstuhl und schoben mich zu 
ihrem Wagen, wo sie mich auf den Sitz 
hoben, Den RollstuhlundmeinenKoffer 
luden sie auch ein. Mutter setziesich ne- 
ben mich. JetztmußteichAbschiedneh- 
men von allem, was mir lieb war, Ich 
senkte meinen Kopf und wünschte mir, 
daß alles nur ein böser Traum sein 
möge. — Aber nein, ich saß hier im Auto 
und Mutter hielt meine Hand. An der 
nächsten Kreuzung stand schon das 
Schild mit dem Hinweis auf das psychia- 
trische Krankenhaus. Und bald hielten 
vor einem großen, grauen Gebäude. 
Ich verkrampfte mich und schrie... Die 
Männer holten meinen Rollstuhl und 
setzten mich hinein. Und ich schrie und 
schrie... 

Pfleger kamen uns entgegen, die frag- 
ten, ob sie helfen sollten. Nein, antwor- 
tete der Fahrer. 

Dann standen wir vor der Aufnahmesta- 
tion. Es war ruhig, unheimlich ruhig. 
Ein Pfleger sprach mit meiner Mutter. 
Dann mußtesiesichvonmir verabschie- 
den. Sie ging, ohne sich noch einmal 
umzudrehen, mit Tränen in den Augen. 
Unddann schlossen Pfleger die Tür auf. 
Ich sah kalte, weiße Wände, Menschen 
mit lesrem Gesichtsausdruck. ich dach- 
te, bald werde ich auch so sein. Undals 
der Pfleger die Tür hinter uns wieder zu- 
schloß, fing ich wieder an zu schreien. 
Ich wußte nicht mehr ein noch aus und 
schrie und tobte herum, 

Die Pfleger handelten schnell. Sie 
brachten mich in ein Zimmer, hoben 
mich aufein Bett, zogen mich mit Gewalt 


aus und gaben mir eins Spritze. Dann 
wurde ich an Händen und Füßen festge- 
schnallt. Sie überlisßen mich meinem 
Schicksal. MitderZeitwurdsich ruhiger 
— wohl wegen der Spritze — und 
schließlich schlief ich ein. Als ich auf- 
wachte, hatte ich durch das Festschnal- 
len starke Schmerzen. Jetzt lag ich hier 
und konnte mich nicht bewegen. Ich 
fühlte meine Abhängigkeit schlimmer 
als je zuvor. Was habe ich nur verbro- 
chen, daß ich hier sein muß, fragte ich 
mich immer wieder, was nur, was? 

Ein Pfleger kam, schaute nach mir, ob 
ich angeschnallt war und sagte, wäh- 
rend er sich über mein Bett beugte und 
mich anschaute, wenn du ganz brav bist 
und nicht mehr schreist, darfst du auf- 
stehen und in den Rollstuhl. 

Dann warich wieder allein, DasZimmer, 
in dem ich lag, war kalt und weiß. 5 Bet- 
ten standen darin. Ich sah, daß man die 
Fenster nicht öffnen konnte. Ich warden 
Pflegern hilflos ausgeliefert, und das 
machte mir Angst, große Angst. 

Ich machte mir selbst Vorwürfe, Hättest 
du dich in der Werkstatt nicht so aufge- 
führt, sagte ich mir immer wieder, hät- 
test du nur nicht... Jetzt war alles aus. 
Plötzlich hörte ich Schritte. Die Tür ging 
auf und zwei Männer und eine Frau ka- 
men harein. An ihren weißen Kitteln sah 
ich, daß es Ärzte waren. 

Ein neuer Fall, sagte der eine Arzt. Ja, 
sagte die Ärztin, er wurde heute morgen 
eingeliefert, Weswegen ist er hier? Er ist 
Spastiker und wegen starker Tobsucht- 
sanfälle singewiesen worden. 

Liegt beiihm eine geistige Behinderung 
vor? 

Ja, sagte die Ärztin. 

„Hätte ich doch nur eine Möglichkeit zu 
beweisen, daß ich nicht schwachsinnig 
bin, Aber ich hatte Angst, denn alles, 
wasich zusagen versuchen würde, wür- 
de man mir als Schwachsinn auslegen. 
Was sollte ich nur tun? 

Ich war wieder allein und konnte nur die 
weißen Wände anschauen. Wie ich 
mich nach Mutter sehnte! Nach meiner 
Familie, die mich verstand und pflegte. 
Nichts hatte ich mehr, alles hatteichver- 
splelt. Ich lag im Bett und bewegie mei- 
nen Kopf hin und her, 


VomrFlurher hörte ich Schraie, Schritte, 
dieschnellvorbeiliefen, wieder Schreie, 
die schnell verstummten. Dann ging die 
Tür auf, sie schleppten einen Mann her- 
sin und legten ihn aufs Bett, Der Mann 
bewegle sich nicht. Was hatten sie mit 
ihm gemacht, fragte Ich mich, als ich 
meinen Kopf zu ihm drehte, Er zeigte 
keinerlei Reaktion, lag starr auf dem 
Bett... Ich dachte In diesem Moment nur 
daran, daß ich mich zusammennehmen 
mußte, sonst würde es mir genauso ge- 
hen. Und ich nahm mich zusammen, 
trotz der großen Schmerzen, die ich hat- 
te. Plötzlich kam der Pfleger wieder, 
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brachte mir Medikamente und fütterte 
mich. Als ich fertig war, sagte er, weil du 
jetzt ganz brav warst, wirst du gleich ab- 
geschnallt und kommst in deinen Roll- 
stuhl. Ich atmete auf und freute mich, 
Doch auf einmal spürte ich, daß ich wie 
benommen war... Ich sah jetzt irgend- 
wie alles anders. Was war mit mir ge- 
schehen? Ich wußte es nicht, tch war ir- 
gendwie müde und gleichgültig. 

Der Pfleger kam, schnallte mich ab und 
fing an, mich anzuziehen. Er sagte, du 
wirst uns die meiste Arbeit machen, so 
einer wie du gehört nicht hierher... 

Er hatte Schwierigkeiten, mir das Hemd 
anzuziehen, wegen meiner verkrampf- 
ten Arme. 

Seine Unfreundlichkeitundseins Unge- 
duld machten mir Angst, so daß ich es 
nicht wagte, den Mund aufzumachen. 
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Unterschrift 


Als ich im Rollstuhl saß, fuhr mich der 
Pfleger in den Tagesraum der Station. 
Ich erschrak sehr, als ich in diesen Ta- 
gesraum kam. An den Tischen hier sa- 
Ben Männer, die sich nicht bewegten, 
andere zitterten ständig, wieder andere 
liefen auf und ab. 

Was hatte ich unter diesen Menschen 
nur zu suchen, dachte ich. Angst über- 
zog meinen ganzen Körper. Was hatte 
ich denn so Schlimmes gemacht, daß 
ich hier sein mußte! Hier, unter den vie- 
lerı fremden Menschen, die mich nicht 
verstanden! 

Richard Pinks 

Nachtrag: Nach zwei Jahren wurdeKarl 
wieder zu seinenElternnach Hause ent- 
lassen. Er lebt seitdem bei seine Eltern. 
In die Werkstatt für Behinderte geht er 
nicht mehr. 
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Selbstbestimmung 
Behinderter heute 
ist wie 
Handstand im 

Rollstuhl 


IF 
ER 


Du) 


gt 
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, A r\ N L u p = ' A 
Revueabend 
Theater und Musik aus der Behindertenbewegung 


am 14. 11.87 um 20 Uhr im Jugendgästehaus 
an der Schanz 14, Köln-Riehl 


Eintrittskarten anfordern: DIEGRÜNENÄR im Bundestag, Tel. 02228/165405 
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